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Liebe Leserin, lieber Leser,

seit November ist die Inflationsrate in Öster-
reich höher als im Euroraum. Im April betrug 
sie in Österreich 9,5 Prozent, im Euroraum 
dagegen nur 7,0 Prozent. In keinem anderen 
westeuropäischen Land ist die Teuerung so 
hoch wie bei uns. 

Die Mietpreisbremse, wie sie von der Mieter-
vereinigung seit Monaten gefordert wurde, hat 
die Regierung nach langem Hin und Her nicht 
umgesetzt. In der Folge sind nun die Richt-
wertmieten um 8,6 Prozent erhöht worden, 
die Kategoriemieten werden mit Juli um wei-
tere 5,5 Prozent angehoben.

Die Mietpreisbremse wurde neben der Mie-
tervereinigung auch von der Arbeiterkammer, 
vielen NGOs und namhaften Wirtschaftsex-
pertinnen und -experten als geeignetes Mit-
tel gegen die Teuerung empfohlen und hät-
te ohne den Einsatz eines einzigen Steuer-
Euros alle Österreicherinnen und Österreicher 
durch sinkende Inflation entlastet.

Die Regierung hat anstelle einer Mietpreis-
bremse eine »Wohnkostenhilfe« präsentiert, 
die im Endeffekt mehr als 200 Millionen an 
Steuergeld von uns allen zu den Reichsten 
schaufelt. Die Teuerung wird dadurch nicht 
gestoppt sondern eher angefacht. Man kann 

– nein, man muss! – die Frage stellen, warum 
die Regierung wie ein elitärer Reichenförder-
verein gegen die Interessen der großen Mehr-
heit in unserem Land agiert.

Die Mietervereinigung wird sich jedenfalls 
weiterhin vehement für eine Mietpreisbrem-
se einsetzen.

Herzlichst, Ihr

Georg Niedermühlbichler
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»In Wirklichkeit 
dürfte die Miete 
nie steigen«
Im großen Fair-Wohnen-Interview spricht Uni-Professorin, Architektin und 
Autorin Gabu Heindl mit MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler über 
Wohnen als Grundrecht, Wohnpolitik und internationale Vergleiche.

Georg Niedermühlbichler: Wien 
gilt, was Wohnen betrifft, interna-
tional immer noch als Vorzeigestadt. 
Trotzdem fühlen sich 13 Prozent der 
Haushalte von ihren Wohnkosten 
überlastet. Wie passt das aus ihrer 
Sicht zusammen?

Gabu Heindl: Ich baue derzeit an der 
Uni Kassel einen Lehrstuhl auf, der 
sich mit Ökonomie und leistbarem 
Wohnen beschäftigt. Wien gilt dort als 
Beispiel, als ob hier alles eitel Wonne 
wäre. Für rund die Hälfte aller Wiener 

– im Gemeindebau und im geförder-
ten Wohnbau – ist das Wohnen, solan-
ge es noch bezahlbar ist, ja tatsächlich 

sicher, und es gibt eine relativ hohe 
Qualität. Für eine Studie der Wie-
ner Arbeiterkammer (»Gerechte Stadt 
muss sein«) haben wir ermittelt, dass 
auf Basis der Einkommensobergren-
ze rund 80 Prozent der Menschen in 
Wien Anrecht auf eine Sozialwohnung 
haben. 50 Prozent wohnen in einer, 
das bedeutet: 30 Prozent schaffen es 
nicht. Eine Schlussfolgerung wäre: wir 
brauchen eine höhere Quote an sozia-
lem Wohnbau in der Stadt. Man muss 
also das Bild sowohl in Wien als auch 
woanders sehr differenziert zeichnen.

Der Mensch lebt nicht im Vergleich 
und Wiener haben nichts vom oft 
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»Es gilt auch in 
Österreich zu 
klären, inwie-

fern Wohnen ein 
Marktprodukt 
oder öffentliche 

Aufgabe ist.«

gehörten Hinweis, dass es in Paris 
doppelt so teuer ist. Das Leben muss 
ja hier leistbar bleiben. Was braucht 
es ihrer Ansicht nach, um Wohnen in 
Österreich leistbarer zu machen?

Grundsätzlich braucht es ein Zuge-
ständnis, dass Wohnen ein Recht für 
alle ist. Es gilt auch in Österreich zu 
klären, inwiefern Wohnen ein Markt-
produkt oder aber eine öffentliche 
Aufgabe ist. Ganz konkret brauchen 
wir unbedingt einen Mietendeckel; 
denn die Mieten steigen ja nicht auto-
matisch – sie werden aktiv erhöht. Es 
braucht dringend ein Ende der Befris-
tungen im privaten Sektor, die Men-
schen massiv unter Druck setzen und 
alle drei Jahre konzeptuell wohnungs-
los machen. Wenn wir die ökologische 
und soziale Frage beantworten wol-
len, dann darf kein Neubau mehr ent-
stehen, der nicht maximal ökologisch 
und maximal sozial ist. Das ist eine 
wohnbaupolitische Frage, die in Wien 
anders gelöst wird als in den Bundes-
ländern. Luxuswohnungen lösen das 
Wohnproblem nicht, im Gegenteil: 
jede Luxuswohnung steht anstelle 
einer potenziell leistbaren Wohnung. 
Es gibt ausreichend Instrumente, um 

hier öffentlich gegenzusteuern – zum 
Beispiel Widmungskategorien.

In ihrem Buch Stadtkonflikte geht 
es um Konflikte die im öffentlichen 
Raum geführt werden müssen. Wel-
che Konflikte braucht es jetzt?

Die wohnungspolitischen Kämpfe 
sind momentan die größten. Wir alle 

– auch jene, die sich in einer sicheren 
Wohnsituation befinden – müssen uns 
solidarisieren, um eine sichere Situa-
tion für alle zu schaffen. Dass Men-
schen immer wieder in die prekäre Si-
tuation kommen, nicht zu wissen, wo 

ihre nächste Wohnung 
sein wird, ist für jede 
Gesellschaft katastro-
phal. Dieser Konflikt 
ist mit jenen Lobbys 
zu führen, die darauf 
achten, dass Mieterin-
nenschutz nicht ausge-
baut wird. Es geht nicht 
um jene, die eine, zwei, 
oder drei Wohnungen 
weitervermieten. Es 
geht um die nicht greif-
baren, großen Konzer-
ne, die, wenn es gut 
läuft, ihre Profite abho-
len und wenn es eine 
Krise gibt, ihr Risiko 
auf den Staat überwäl-
zen. Diese Profiteure 
müssen nun mitzahlen. 

Fast jede Krise war in 
Wirklichkeit eine Um-
verteilung von unten 
nach oben. Die Co-
ronakrise hat gezeigt, 
wohin die Fördermil-

liarden gegangen sind: zu den gro-
ßen Firmen, die danach fette Gewin-
ne gemacht haben.

Es gibt überhaupt keinen Grund, wa-
rum die Mieten jetzt erhöht werden 
sollten. Die Wohnkostenhilfe der Re-
gierung ist ein Affront. Warum aus Är-
ger über die Almosenpolitik in die-
ser Leistbarkeitskrise nicht alle Men-
schen auf die Straße gehen? Nur weil 
sich viele selbst das nicht mehr leisten 
können, weil sie die Zeit, die Kraft, die 
Energie dafür nicht haben. 

Die Mobilisierung in Sachen leistba-
res Wohnen leidet aus meiner Sicht 
auch darunter, dass sehr viele – zum 
Beispiel im geförderten Wohnbau – 
gut wohnversorgt sind. 

Wir müssen darauf achten, dass Mie-
tern nicht die Sicherheit wegbricht. Ich 
muss mir sicher sein, dass meine Mie-
te leistbar bleibt und ich nicht raus-
geschmissen werde. Da muss ich die 
Stadt Wien in die Pflicht nehmen. Es 
war ein Fehler, zuzulassen, dass geför-
derter Wohnbau nicht ausnahmslos 
dauerhaft sozialgebunden ist. Das ver-
unsichert Mieter – und das ist es, was 
der Markt sich wünscht. Dass private 

MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler beim Interview mit Gabu Heindl in der MVÖ-Zentrale in Wien.
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Konzerne wie Vonovia zuerst sozialen 
Wohnraum privatisieren und danach 
in Wien „sozialen“ Wohnneubau mit 
anbieten können, ist skandalös. 

Im Richtwertbereich führt der La-
gezuschlag dazu, dass Wohnungen 
rechtens sehr teuer angeboten wer-
den können und die Überprüfung 
der Miethöhe durch den Mieter oft 
erst nach teuren Gutachten durch 
Sachverständige, ob dieser Lagezu-
schlag gerechtfertigt ist, abgeschlos-
sen werden kann. Welche Kriterien 
machen in einer Stadt eine gute Lage 
aus? Wie ließe sich eine schlech-
te Lage charakterisieren? Denn, wo 
ein Zuschlag, da muss ja auch ein 
Abschlag möglich sein.

Ich bin für die Abschaffung des Lage-
zuschlags. Im Lagezuschlag steckt die 
völlige Absurdität, dass jemand, der 
zufällig oder spekulativ Wohnraum-
Eigentum erworben hat oder in einer 
bestimmten Lage solch ein Eigentum 
besitzt, jenen Mehrwert abschöpft, 
den die Öffentlichkeit generiert hat. 

Wir alle zahlen dafür, dass U-Bahnen 
oder Straßenbahnen herumfahren, 
dass es Parks gibt, dass also Lagen bes-
ser sind - und abgeschöpft wird das 
über die Miete. Wenn es überhaupt 
einen Lagezuschlag geben sollte, dann 
sollte er an die öffentliche Hand gehen 
und nicht an den Vermieter. Aber: ein 
ordentliches steuerliches Umvertei-
lungssystem, das Reichen-, Vermö-
gens- und Erbschaftssteuern beinhal-
tet und diese Einnahmen wiederum 
der öffentlichen Infrastruktur zuführt, 

sollte dafür sorgen können, dass ich 
im Grunde gar keine schlechten, son-
dern nur unterschiedliche Lagen habe.

Das Thema thermische Sanierung 
und Dekarbonisierung wird in den 
nächsten Jahren stark an Bedeutung 
gewinnen. Vermieterverbände for-
dern, dass die Kosten dafür an die 
Mieter durchgereicht werden kön-
nen. Wie sieht ihr Standpunkt dazu 
aus?

Man könnte überlegen, auf Warmmie-
te umzustellen. Das wäre für Vermie-
ter ein Anreiz, zu dämmen, weil das 
die Wohnkosten insgesamt geringer 
halten würde und eine solche Woh-
nung leichter vermittelbar sein würde. 
Das hängt natürlich davon ab, dass ein 
Mieter mitspielt und nicht die Fens-
ter bei laufender Heizung offenste-
hen lässt - was leider ein Problem der 
Warmmiete ist. 

Zur Frage: warum muss ich mein 
Eigentum auf den Stand der Tech-
nik sanieren, wenn ich dieses auch so 

»Warum sollte mit 
der Wohnungsnot 
anderer und mit 
der Ökologienot 
der nächsten Ge-

neration Profit ge-
macht werden?«

Gabu Heindl im Gespräch mit Georg Niedermühlbichler in der MVÖ-Zentrale in Wien.
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vermieten könnte? Weil Eigen-
tum verpflichtet. Eigentum 
heißt, dass dieses über eine 
Dauer hinweg genutzt werden 
kann. Eigentum heißt auch, 
dass es im Sinne eines inter-
generationalen Vertrages für 
künftige Generationen leistbar – 
finanziell wie ökologisch – sein 
muss. Was sagen Sie den Eigen-
tümern auf deren Frage: warum 
soll ich das zahlen?

Ich sage: das ist ihr Eigentum 
und die Erhöhung der Miete 
mit dem Index wird mit an-
stehenden Sanierungen argu-
mentiert. Warum soll der Mie-
ter zweimal zahlen? Wir fin-
den die Indexanpassung nicht 
gerecht, weil ein Gebäude, das 
vor 30, 40 Jahren errichtet 
wurde,  bereits abbezahlt ist.

Ich habe eine Diagrammserie entwi-
ckelt, die aufzeigt, wie selbst im miet-
preisgedeckelten Segment der Profit 
von Jahr zu Jahr wächst. In Wirklich-
keit dürfte die Miete nie steigen. Wa-
rum sollte mit der Wohnungsnot an-
derer und mit der Ökologienot der 
nächsten Generation Profit gemacht 
werden? Es gibt keinen Grund, warum 
man dauerhaft leistungsloses Einkom-
men beziehen sollte und dieses stän-
dig steigen sollte.

In der Coronakrise sind Unterneh-
men nach dem Motto »Koste es was 
es wolle« mit Milliarden unterstützt 
worden. Doch für jede Unterstüt-
zung der breiten Masse muss man 
kämpfen und argumentieren, damit 
irgendwann gönnerhaft 200 Euro 
verteilt werden. Es sollte sein, wie 
sie vorher gesagt haben: wer gut ver-
dient, soll gut Steuern zahlen. Wer 
wenig verdient, soll wenig Steu-
ern zahlen. Da gehört nicht nur das 
Arbeitseinkommen dazu, sondern 
auch Vermögens- und Erbschafts-
steuern, Besteuerung von arbeitslo-
sem Einkommen. Das ist der Grund-
satz einer Gemeinschaft.

Wir müssen Wege finden, deutlicher 
zu machen, was hier für eine boden-
lose Ungerechtigkeit im Raum steht. 
Wenn einem eine Regierung so ins 
Gesicht spuckt, dann müsste ich sie 
eigentlich abwählen. Auf der anderen 

Seite höre ich von Leuten, die ein biss-
chen Eigentum besitzen: Mein Eigen-
tum belastet mich. Ich sage: Dann ent-
laste dich, mach es zu gemeinnützi-
gem kollektiven Eigentum. Ich glaube, 
es gibt viele Menschen, die nicht wol-
len, dass es so weitergeht. Bauen wir 
einen Grundstock an nicht belasteten 
Häusern zum Wohnen auf. Bauen wir 
Plattformen auf und finden wir Wege, 
die kleinen Eigentümer ins Boot zu 
holen, die ohnehin Gutes wollen. 

Welche Wohnformen sollten im Hin-
blick auf die Klimakrise und den Bo-
denverbrauch in Zukunft dominie-
ren? Fällt uns unsere historische Fi-
xierung auf das Einfamilienhaus auf 
den Kopf?

Ich glaube schon. Seit ich selbstständig 

»Wir müssen Wege 
finden, deutlicher 
zu machen, was  
für eine bodenlo-

se Ungerechtigkeit 
im Raum steht.«

bin, steht auf meiner 
Webseite, dass ich kei-
ne Einfamilienhäuser 
plane. Es gibt ja ausrei-
chend Einfamilienhäu-
ser, viele stehen leer. 
Die Zukunft des Woh-
nens wird total divers 
sein, aber in all den 
Räumen, die schon ge-
baut sind, stattfinden. 

Sehen Sie Länder, die 
Österreich in Wohn-
fragen als Vorbild die-
nen können?

Man kann von vielen 
Ländern lernen. Es gibt 
viele, die Mieten ein-
gefroren haben. Barce-
lona hat ein Gesetz re-
aktiviert, dass es immer 
schon gegeben hat: 

nämlich die Möglichkeit, aktiv leerste-
hende oder nicht genutzte Wohnun-
gen einer Wohnnutzung zuzuführen. 
Das ist ein richtiger Schritt und erin-
nert an das Rote Wien, wo es das Woh-
nungsanforderungsgesetz gab, das 
verhindert hat, dass Wohnungen ab-
sichtlich leer stehen gelassen wurden. 
Heute muss die Öffentlichkeit gewähr-
leisten, dass wir alle uns Wohnen leis-
ten können. Der freien Entscheidung, 
eine Wohnung überhaupt nicht nut-
zen zu lassen, sollten wir entgegnen, 
dass es sich um eine Zweckentfrem-
dung handelt. In Deutschland werden 
zurzeit Zweckentfremdungsgesetze 
eingeführt, in dem Sinne, dass Nicht-
vermietung, gewerbliche oder keine 
Nutzung einer Wohnung eine klare 
Zweckentfremdung darstellt.

Also sollen wir uns nicht mit einer 
Leerstandabgabe aufhalten, son-
dern gleich sagen: Leerstand kann 
nicht sein.

Dazu muss man nur in die Geschich-
te blicken. Das hat es schon gegeben. 
Eine neue Form von Zwangsanforde-
rung kann gut argumentiert werden: 
Zweckentfremdung entspricht nicht 
dem öffentlichen Interesse – es ist 
nicht nur sozial, sondern auch ökolo-
gisch eine Katastrophe. 

Danke für das Gespräch.

Gabu Heindl beim Interview in der MVÖ-Zentrale in Wien.

Die Sommer werden immer heißer. Beschattung sorgt für kühlere Wohnräume 
und schafft wirksame Abhilfe gegen die Hitze in der Stadt.

E cht cool: Die Stadt 
Wien fördert die 
nachträgliche Mon-
tage von außen-

liegendem Sonnenschutz in 
Mehrparteienhäusern. Denn 
Jalousien, Rollläden, senk-
rechte Markisen und Co. 
können bis zu 90 Prozent der 
einstrahlenden Sonnen-
energie abschotten. Die 
Glasfenster und Innenräume 
werden weniger stark auf-
geheizt, der Energiebedarf für 
zusätzliches Kühlen der 
Wohnung wird minimiert. 
Außenliegender Sonnen-
schutz ist somit eine leistbare 
Alternative zu Klimaanlagen, 
die sehr viel Energie ver-
brauchen und in der An-
schaffung wie auch im Betrieb 
sehr teuer sind. Er hilft, die 
Wohn- und Lebensqualität im 
heißen Sommer deutlich zu 
verbessern – vor allem für 
jene Wiener*innen, die 
daheim keinen Freiraum oder 
Garten haben.

ALLES ÜBER DIE SONNEN-
SCHUTZ-FÖRDERUNG 

Wer kann um eine Förderung 
ansuchen?
Um eine Förderung für die 
Montage eines Sonnen-
schutzes ansuchen können 
alle Bewohner*innen von 
Mehrparteienhäusern in 
Wien, also Eigentümer*innen  
und Mieter*innen, die in 
privaten oder Gemeinde-
wohnungen leben. Haus-
eigentümer*innen von mehr-
geschoßigen Wohnbauten 

Bezahlte Anzeige

Hitze-Tipp

Öffne im Sommer  
nachts gegenüber-
liegende Fenster. So 
kann kühlere Luft quer 
durch die Räume 
ziehen und merklich 
Abkühlung bringen. 
Alle Fenster in der 
Früh schließen und 
tagsüber immer ge-
schlossen halten, auch 
nicht kippen! Das 
verhindert, dass heiße 
Luft in die Innenräume 
gelangt – außen-
liegender Sonnen-
schutz verstärkt 
diesen Effekt deutlich.

Sonnenschutz-Förderung

   Rollo runter – schlag der Hitze  
ein Schnippchen

können einen Sammelantrag 
für die Bewohner*innen 
einreichen.

Was wird gefördert?
Die Förderung gibt es für 
elektrisch oder mechanisch 
betriebene Sonnenschutzein-
richtungen, die nachträglich 
außen an 2- oder 3-fach 
verglasten Fenstern, Balkon-
türen bzw. Kastenfenstern 
angebracht werden. Das sind 
Rollläden und Lamellen-
behänge (Jalousien) sowie 
Fassadenmarkisen, die im 
geschlossenen Zustand 
parallel zur Glasfläche gestellt 
sind.
Jalousien, die in Zweifachver-
glasungen integriert sind, 
können nur in Verbindung mit 
einem Fenstertausch ge-
fördert werden (neue Ver-
bundfenster mit eingebauter 
Jalousie) und dürfen nach-
weislich einen bestimmten 
Gesamtenergiedurchlassgrad 
nicht überschreiten.

Was ist von der Förderung 
ausgeschlossen?
• Sonnenschutzein-

richtungen, die an der 
Fensterinnenseite an-
gebracht sind

• Sonnenschutzsysteme, die 
am Fensterstock von Kas-
ten- oder Verbundfenstern 
montiert werden 

• Eigenheime, Kleingarten-
wohnhäuser, Reihenhäuser

• Geschäftslokale

Wie hoch ist die Förderung 
für außenliegenden Sonnen-
schutz?
Für die Montage von außen-
liegendem Sonnenschutz gibt 
es einen einmaligen Zuschuss 
in der Höhe von 50 Prozent 
aller Kosten, maximal jedoch 
1.500 Euro je Wohneinheit.

Wann erhalte ich keine 
Sonnenschutz-Förderung?
Wenn der gewünschte 
Sonnenschutz aufgrund von 
baulichen Gegebenheiten 

oder aus Denkmalschutz-
gründen nicht angebracht 
werden kann.

Wie komme ich zu meiner 
Sonnenschutz-Förderung?
Ganz einfach: Sonnenschutz 
von einer Fachkraft montieren 
lassen und Antrag bis spätes-
tens 6 Monate nach 
Rechnungsdatum einreichen. 

Hol dir deine Sonnenschutz-
Förderung und verbessere 
deine Lebensqualität bei 
Hitze!
Alle Infos und Formulare unter 
wien.gv.at/ 
sonnenschutz-foerderung

Jetzt gleich 
online den 
Antrag  
stellen:

Für außenliegenden Sonnenschutz gibt es eine Förderung der Stadt.
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Die Sommer werden immer heißer. Beschattung sorgt für kühlere Wohnräume 
und schafft wirksame Abhilfe gegen die Hitze in der Stadt.

E cht cool: Die Stadt 
Wien fördert die 
nachträgliche Mon-
tage von außen-

liegendem Sonnenschutz in 
Mehrparteienhäusern. Denn 
Jalousien, Rollläden, senk-
rechte Markisen und Co. 
können bis zu 90 Prozent der 
einstrahlenden Sonnen-
energie abschotten. Die 
Glasfenster und Innenräume 
werden weniger stark auf-
geheizt, der Energiebedarf für 
zusätzliches Kühlen der 
Wohnung wird minimiert. 
Außenliegender Sonnen-
schutz ist somit eine leistbare 
Alternative zu Klimaanlagen, 
die sehr viel Energie ver-
brauchen und in der An-
schaffung wie auch im Betrieb 
sehr teuer sind. Er hilft, die 
Wohn- und Lebensqualität im 
heißen Sommer deutlich zu 
verbessern – vor allem für 
jene Wiener*innen, die 
daheim keinen Freiraum oder 
Garten haben.

ALLES ÜBER DIE SONNEN-
SCHUTZ-FÖRDERUNG 

Wer kann um eine Förderung 
ansuchen?
Um eine Förderung für die 
Montage eines Sonnen-
schutzes ansuchen können 
alle Bewohner*innen von 
Mehrparteienhäusern in 
Wien, also Eigentümer*innen  
und Mieter*innen, die in 
privaten oder Gemeinde-
wohnungen leben. Haus-
eigentümer*innen von mehr-
geschoßigen Wohnbauten 

Bezahlte Anzeige

Hitze-Tipp

Öffne im Sommer  
nachts gegenüber-
liegende Fenster. So 
kann kühlere Luft quer 
durch die Räume 
ziehen und merklich 
Abkühlung bringen. 
Alle Fenster in der 
Früh schließen und 
tagsüber immer ge-
schlossen halten, auch 
nicht kippen! Das 
verhindert, dass heiße 
Luft in die Innenräume 
gelangt – außen-
liegender Sonnen-
schutz verstärkt 
diesen Effekt deutlich.

Sonnenschutz-Förderung

   Rollo runter – schlag der Hitze  
ein Schnippchen

können einen Sammelantrag 
für die Bewohner*innen 
einreichen.

Was wird gefördert?
Die Förderung gibt es für 
elektrisch oder mechanisch 
betriebene Sonnenschutzein-
richtungen, die nachträglich 
außen an 2- oder 3-fach 
verglasten Fenstern, Balkon-
türen bzw. Kastenfenstern 
angebracht werden. Das sind 
Rollläden und Lamellen-
behänge (Jalousien) sowie 
Fassadenmarkisen, die im 
geschlossenen Zustand 
parallel zur Glasfläche gestellt 
sind.
Jalousien, die in Zweifachver-
glasungen integriert sind, 
können nur in Verbindung mit 
einem Fenstertausch ge-
fördert werden (neue Ver-
bundfenster mit eingebauter 
Jalousie) und dürfen nach-
weislich einen bestimmten 
Gesamtenergiedurchlassgrad 
nicht überschreiten.

Was ist von der Förderung 
ausgeschlossen?
• Sonnenschutzein-

richtungen, die an der 
Fensterinnenseite an-
gebracht sind

• Sonnenschutzsysteme, die 
am Fensterstock von Kas-
ten- oder Verbundfenstern 
montiert werden 

• Eigenheime, Kleingarten-
wohnhäuser, Reihenhäuser

• Geschäftslokale

Wie hoch ist die Förderung 
für außenliegenden Sonnen-
schutz?
Für die Montage von außen-
liegendem Sonnenschutz gibt 
es einen einmaligen Zuschuss 
in der Höhe von 50 Prozent 
aller Kosten, maximal jedoch 
1.500 Euro je Wohneinheit.

Wann erhalte ich keine 
Sonnenschutz-Förderung?
Wenn der gewünschte 
Sonnenschutz aufgrund von 
baulichen Gegebenheiten 

oder aus Denkmalschutz-
gründen nicht angebracht 
werden kann.

Wie komme ich zu meiner 
Sonnenschutz-Förderung?
Ganz einfach: Sonnenschutz 
von einer Fachkraft montieren 
lassen und Antrag bis spätes-
tens 6 Monate nach 
Rechnungsdatum einreichen. 

Hol dir deine Sonnenschutz-
Förderung und verbessere 
deine Lebensqualität bei 
Hitze!
Alle Infos und Formulare unter 
wien.gv.at/ 
sonnenschutz-foerderung

Jetzt gleich 
online den 
Antrag  
stellen:

Für außenliegenden Sonnenschutz gibt es eine Förderung der Stadt.
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Rat & Hilfe
Angebot und Außen-
stellen der Mieterver-
einigung Steiermark:

mietervereinigung.at/738/
Leistungsumfang-Zustaendigkeit 

FAIR WOHNEN STEIERMARK

Warum die Mieten auch 
bei gemeinnützigen
Wohnbauträgern steigen

ie letzten Monate haben 
gezeigt, dass auch Bewoh-
ner von Wohnungen ge-

meinnütziger Wohnbauträger 
zum Teil mit enormen finan-
ziellen Mehrbelastungen kon-
frontiert waren. Neben erhöhten 
Kosten für Strom- und Wärme-
lieferung kamen Mieterhöhun-
gen dazu. Für viele Mieterin-
nen und Mieter unverständlich 
dabei war, warum nicht wenigs-
tens die gemeinnützigen Wohn-
bauträger hier auf eine Kosten-
bremse steigen können. 

Um diese Frage beantworten 
zu können muss man sich das 
Mietzinsbildungsmodell der ge-
meinnützigen Wohnbauträger 
genauer ansehen. Besteht doch 
die monatliche Vorschreibung 
aus bis zu acht unterschied-
lichen Entgeltbestandteilen. 
Rechtliche Grundlage ist das 
Wohnungsgemeinnützigkeits-
gesetz.

Zur Finanzierung des Baus einer 
Wohnhausanlage nehmen ge-
meinnützige Wohnbauträger 
zumeist Darlehen und Kredi-
te auf. Diese Darlehen muss der 
gemeinnützige Wohnbauträ-
ger in Raten zurückzahlen. Die-
ser Betrag wird auch Annuität 

genannt und besteht aus Zins-
zahlung und Rückzahlung eines 
Teils des Darlehens.

Die Höhe der Rückzahlungsrate 
hängt ganz individuell von ver-
schiedenen Punkten ab. Zum 
Beispiel der Höhe des aufge-
nommenen Darlehens, dem 
vereinbarten Zinssatz und der 
Laufzeit des Darlehens.

Werden nun anstatt fixer Zin-
sen variable Zinsen vereinbart, 
muss der gemeinnützige Wohn-
bauträger den Mietzins an-
passen und alle Mieterinnnen 
und Mieter darüber schriftlich 
informieren. 

Wohnungen von gemeinnützigen Wohnbauträgen, umgangssprachlich oft als 
»Genossenschaftswohnungen« bezeichnet, erfreuen sich großer Beliebtheit. Im 
Vergleich zum privaten Markt günstige Mieten und zum Teil eine Kaufoption sind 
Gründe dafür.

Da die gemeinnützigen Wohn-
bauträger dem gesetzlich ver-
ankerten Kostendeckungsprin-
zip unterliegen, müssen die-
se Zinssteigerung laut Gesetz 
an die Mieterinnen und Mieter 
weitergegeben werden. Ein Um-
stand der die Wohnkosten stei-
gen und steigen lässt. Monatli-
che Erhöhungen zwischen 100 
und 300 Euro waren leider kei-
ne Seltenheit. 

Um etwas Klarheit für die Mie-
terinnen und Mieter zu erlangen 
kann man sich vom gemeinnüt-
zigen Wohnbauträger die Darle-
hens- und Förderverträge zeig-
ten lassen oder in Kopie geben 
lassen. Auch die Tilgungspläne 
können hilfreich sein. Daraus 
sieht man wie der Wohnbauträ-
ger die Darlehen zurückzahlen 
muss.

Solange es hier nicht neue ge-
setzliche Regelungen gibt, ist 
die Tür zu weiteren Steigerun-
gen der Wohnkosten weit of-
fen. Hier ist in Zukunft die Poli-
tik gefordert.

Christian Lechner
ist Landesvorsitzender
der Mietervereinigung 

Steiermark.
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Wohnkosten steigen: Politik gefordert.
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MAL  
MICH  AN

FÜR KINDER AB 2 JAHREN ZUM 

© JEAN GENIE

AUSMALEN, KRITZELN ODER SELBER ZEICHNEN

Download
Der elektronischen 
PDF-Ausgabe von 
Fair Wohnen liegt 

das Buch bei:

mietervereinigung.at/823/
Magazin-Fair-Wohnen

eichner, Maler und Car-
toonist Christian Feichtin-
ger, alias Jean Génie, ließ 

sich von seinem Kater zu einem 
Kinderbuch inspirieren: so ent-
stand die fidele »Kugelkatze«, 
wie sie im Bild links zu sehen ist. 

Leser von Fair Wohnen haben 
die Möglichkeit, exklusiv einen 
Blick in das Buch »Mal mich an« 
zu werfen. 

Malspaß für 
Klein und Groß 

Wohnkosten steigen: Politik gefordert.

Leser der elektronischen Version dieses Hefts finden ab Seite 41 als Beilage 
das brandneue Malbuch von Jean Génie.

Z
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Wo bleibt die  
Mietpreisbremse?

tatt einer geforderten Miet-
preisbremse wird es einen 
Wohnkostenzuschuss als 

Einmalzahlung geben – damit  
sind die Richtwertmieten mit 1. 
April um 8,6 Prozent gestiegen.

»Die bemühten Laien-Darstel-
ler der schwarz-grünen Koali-
tion wollten also wieder einmal 
den Anschein harter Verhand-
lungen erwecken, um am Ende 
dort zu landen, wo sie am An-
fang begonnen haben«, ärgert 
sich Georg Niedermühlbichler, 
Präsident der Mietervereinigung 
Österreichs (MVÖ) über das Be-
gräbnis erster Klasse für die 
Mietpreisbremse. »Hunderttau-
senden Mietern wurde ein letzt-
klassiges Schauspiel vorgesetzt, 
ihre Hoffnungen erst geweckt, 
dann enttäuscht, und schließ-
lich begraben.«
 
Erhöhung der Richtwertmie-
ten um 8,6 Prozent
370.000 Richtwertmiethaushalte 
und 150.000 Kategoriehaushalte, 
sowie über 400.000 Miethaus-
halte im ungeregelten privaten 
Sektor würden von der Regie-
rung eiskalt im Stich gelassen, 
zeigt sich Niedermühlbichler 

S entsetzt. Die Erhöhungen der 
Richtwertmieten von 8,6 Pro-
zent werden mit April voll 
durchschlagen, das bedeutet für 
einen durchschnittlichen Mie-
ter im privaten Altbau in Wien 
Mehrkosten von rund 500 Euro 
pro Jahr. 

Im ungeregelten privaten Sektor 
sind regelmäßige Erhöhungen 
im Ausmaß des Verbraucher-
preisindex praktisch Standard. 
Das bedeutet zusätzliche Belas-
tungen von über 10 Prozent für 
jene Haushalte.
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»Das Unvermögen der Koali-
tion ist ein Hohn für 1,8 Millio-
nen Mieterinnen und Mieter in 
Österreich, auf deren Rücken 
die Regierung zuerst auf Zeit ge-
spielt hat, um sich am Ende auf 
die Seite der Reichen zu schla-
gen«, kritisiert Niedermühbich-
ler weiter. Bekanntlich landen 8 
von 10 Euro, die ein Mieter hier-
zulande bezahlt, in den Taschen 
der reichsten Österreicher.

Einmaliger Wohnkos-
tenzuschuss statt echter 
Mietpreisbremse
Die Lösung der Koalition ist nun 
die Aufstockung der Wohn- und 
Heizkostenzuschüsse um 225 
Millionen Euro – womit vor-
rangig einkommensschwache 
Haushalte unterstützt werden 
sollen. »Somit soll das ›unters-
te Einkommensviertel‹ die Mög-
lichkeit bekommen, um Hilfe 
anzusuchen. Was ist allerdings 
mit den Menschen der mittleren 
Einkommensschicht oder Men-
schen, die kein eigenes Einkom-
men haben, wie etwa Studen-
ten? Die Reichen noch reicher 
zu machen, scheint das Motto 
der Regierung zu sein. Sie betrei-
ben lieber Vermieterförderung 

Die Bundesregierung hat die von der Mietervereinigung geforderte Mietpreis-
bremse platzen lassen und präsentierte einen Wohnkostenzuschuss in Form einer 
Einmalzahlung. Welche Folgen das für die Mieter in Österreich hat.

MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler kritisiert Vorgehen der Regierung.
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200
Millionen Euro  

Mehrkosten für Mieter 
bedeutet die Erhö-

hung der Richtwert- 
und Kategoriemieten

als eine vernünftige Lösung 
zu schaffen«, sagt Elke Hanel-
Torsch, Vorsitzende der Mieter-
vereinigung Wien. »Darüber hi-
naus sind nicht nur private Mie-
ter von der Teuerung betroffen, 
auch die gewerblichen Mieten 
steigen, was die Inflation er-
neut anheizen wird«, mahnte 
Hanel-Torsch.
 
Vorschläge liegen 
auf dem Tisch
»Unsere Vorschläge, diesem 
Mietenwahnsinn ein Ende zu 
setzen, liegen seit Monaten 
auf dem Tisch«, kritisiert Ha-
nel-Torsch die Untätigkeit der 
Regierungsparteien. 

»Die Bundesregierung hat in 
dieser zentralen gesellschaft-
lichen Frage total versagt und 
wird die volle Verantwortung für 
die Folgen tragen müssen.«
 
Es brauche dringend weitere 
Maßnahmen, um Wohnen in 
Österreich wieder leistbar zu 
machen.

Mietpreisbremsen in Europa
Die steigenden Mieten lassen 

den Verbraucherpreisindex 
steigen, und der Verbraucher-
preisindex treibt wiederum 
die Mieten nach oben. Diese 
Teuerungsspirale kann durch 
eine Mietpreisbremse gestoppt 
werden. 

Das ist möglich – viele Länder 
in Europa haben bereits Miet-
preisbremsen eingezogen (siehe 
Grafik unten). In Spanien und in 
Portugal wurden Mieterhöhun-
gen auf jährlich 2 Prozent ge-
deckelt. In Schottland gilt eine 
Mietbremse von 3,0 Prozent. In 
der Schweiz darf nur um 40 Pro-
zent der Inflation erhöht wer-
den. Das wären bezogen auf 
die  Richtwerterhöhung in Ös-
terreich 3,4 Prozent. In Frank-
reich ist ein 3,5-Prozent-Deckel 
für Mieten in Kraft. 

In Dänemark wurden Miet-
erhöhungen bis 2024 mit 4 Pro-
zent begrenzt. In Schweden ver-
handelt der Mieterbund jedes 
Jahr die Warmmieten für rund 
1,6 Millionen Wohnungen: für 
heuer haben sich die Vermieter 
mit dem Mieterbund bereits auf 
durchschnittliche Erhöhungen 

von 4,2 Prozent der Warmmie-
te geeinigt. In den Niederlan-
den folgt die Mieterhöhung der 
durchschnittlichen Lohnerhö-
hung des Vorjahres. Für den 
freien Sektor hat die Regierung 
festgelegt, dass die jährliche 
Mieterhöhung höchstens 1 Pro-
zent über der Lohnerhöhung 
liegen darf.

Weitere Teuerung: Kategorie-
mieten steigen mit Juli
Mit Juli werden in Österreich 
dann auch wieder die Katego-
riemieten erhöht - um 5,51 Pro-
zent. Und das bereits zum vier-
ten Mal (!) innerhalb der letz-
ten 15 Monate. Damit wird das 
Wohnen wieder für fast alle Mie-
ter teurer, denn mit den Katego-
riemieten steigen auch die Ver-
waltungshonorare in den Be-
triebskosten, was auf fast alle 
Mietverträge in Österreich Aus-
wirkungen hat.

Die jüngsten Richtwert- und Ka-
tegoriemieterhöhungen kosten 
die Mieter rund 200 Millionen 
Euro. Rund 146 Millionen Euro 
von diesen Mehrkosten kassie-
ren die privaten Vermieter.

Verzögerungseffekt 
bei der Inflation
Da die meisten Mieten an den 
Verbraucherpreisindex (VPI) ge-
bunden sind, die Mieten selbst 
mit 5,5 Prozent ein hohes Ge-
wicht im VPI aufweisen, wird 
durch die ständigen Mieterhö-
hungen auch die Inflationsra-
te in Österreich weiter ange-
heizt. Allerdings werden diese 
erst Monate später durch einen 
gewissen Verzögerungseffekt in 
der Inflation abgebildet. Somit 
wird die Teuerungsrate in Öster-
reich weiter hoch bleiben, wäh-
rend sie in anderen Ländern 
Europas bereits wieder sinkt.

Mehrkosten pro Haushalt
Allein die Erhöhung der Richt-
wertmieten bedeuten für eine 
Durchschnittswohnung von ca 
70 m² im Burgenland Mehrkos-
ten von rund 444 Euro pro Jahr, 
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in Wien von 481 Euro und in 
Vorarlberg – wo der Richtwert-
mietzins auf über 10 Euro pro 
Quadratmeter gestiegen ist - von 
748 Euro (siehe Tabelle rechts).

Mit der von der Regierung be-
schlossenen Einmalzahlung von 
rund 200 Euro pro anspruchs-
berechtigtem Haushalt – wo-
bei hier die Vergabekriterien 
von Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich sind und auch 
die Auszahlungshöhe von Krite-
rien wie Haushaltsgröße, Haus-
haltseinkommen usw. abhängt 

– sind nur ein Tropfen auf dem 
heißen Stein. 
 
Besitzverhältnisse 
in Österreich
In Österreich ist das Vermögen 
im europäischen Vergleich be-
sonders ungleich verteilt, wie 
eine Auswertung des Momen-
tum Instituts vom Mai 2023 auf-
zeigt (siehe Grafik unten).

50,1 Prozent aller Haushal-
te besitzt keine Immobilien, 
wohnt also zur Miete, wäh-
rend 40,5 Prozent der Haushal-
te ausschließlich das Haus oder 
die Wohnung besitzt, in dem 
sie auch selbst wohnt. Nur 9,5 
Prozent der Haushalte besitzt 

zusätzlich Immobilien, in dem 
sie nicht selbst lebt – 1,7 Prozent 
hat zumindest zwei weitere Im-
mobilien, die nicht als Haupt-
wohnsitz dienen.

Die Zahl der privaten Vermie-
ter ist in Österreich demnach 
höchst überschaubar und im 
wohlhabenden Segment zu ver-
orten; dennoch werden deren 
Mieteinnahmen automatisch 
um die volle Inflation erhöht.

Erbschaften entscheidend
Erbschaften spielen eine ent-
scheidende Rolle, denn bei den 
Haushalten, die zusätzliche Im-
mobilien besitzen, haben zwei 
Drittel geerbt, wie das Momen-
tum Institut vorrechnet. Damit 
zeigt sich klar, dass vor allem 
die ärmere Hälfte der Haushalte 
von den steigenden Mieten be-
troffen ist. Seit 2014 stiegen die 
Mietzahlungen an private Ver-
mieter um rund 42 Prozent. 

0 500000 1000000 1500000 2000000

Quelle: HFCS 2017/Berechnung Momentum Institut

Keine Immobilie: 1.969.000 Haushalte

Nur Hauptwohnsitz: 1.591.000 Haushalte

1 weitere Immobilie: 305.000 Haushalte

2 weitere Immobilien: 52.000 Haushalte

3+ weitere Immobilien: 16.000 Haushalte

50,1

40,5

7,8

1,3 0,4 Besitzverhältnisse in Österreich 

Die Hälfte der Österreicher besitzt keine Immoblie, 40,5 Prozent besitzt eine Immobilie, die als Hauptwohnsitz dient.

Burgenland
Kärnten
Niederösterreich
Oberösterreich
Salzburg
Steiermark
Tirol
Vorarlberg
Wien
*in Euro pro Quadratmeter Wohnnutzfläche und Monat 
** Berechnung: Mehrkosten für 70m²-Wohnung pro Jahr bei reinem Richtwert ohne Zuschläge

5,61 €
7,20 €
6,31 €
6,66 €
8,50 €
8,49 € 
7,50 €
9,44 €
6,15 €

Richtwerte*         bis 31.3.2023              ab 1.4. 2023          Mehrkosten**
444 €
566 €
501 €
529 €
675 €
667 €
588 €
748 €
481 €

6,09 €
7,81 €
6,85 €
7,23 €
9,22 €
9,21 €
8,14 €

10,25 €
6,67 €
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Das fordert die MVÖ 
von der Regierung
»Eine Mietpreisbremse wäre 
auch in Österreich rasch um-
setzbar «, erklärt Hanel-Torsch. 
Die Mieten sollen nicht öfter 
als einmal im Jahr erhöht wer-
den, und die Erhöhung soll auf 
zwei Prozent begrenzt werden. 
Das soll für Richtwert-, Katego-
riemieten und freie Mieten, bei 
denen Erhöhungen vertraglich 
geregelt sind, gelten – so lan-
ge, bis es zu einer großen Miet-
rechtsreform kommt, die längst 
überfällig ist.
 
Mieter entlasten
»Wir brauchen endlich ein fai-
res Mietrecht für alle, mit ech-
ten Preisgrenzen. Die Befris-
tungen müssen weg, die Be-
triebskosten gerechter aufgeteilt 
werden«, sagt Hanel-Torsch. Al-
lein Verwaltungshonorare und 
Versicherungsprämien machen 
mehr als ein Drittel der gesetz-
lichen Betriebskosten aus. Die-
se Kosten dürfen den Mietern 
laut dem gesetzlichen Betriebs-
kostenkatalog weiterverrechnet 
werden, obwohl sie von diesen 
nicht verursacht werden. 

Die Mietervereinigung for-
dert eine Streichung von Ver-
waltungshonoraren und Versi-
cherungsprämien aus dem Be-
triebskostenkatalog. Das würde 
Mieter einer durchschnittli-
chen 70m2-Wohnung auf einen 
Schlag monatlich um 60 Euro 
entlasten.
 
Ins Tun kommen
Die MVÖ fordert darüber hinaus 

die rasche Umsetzung von Maß-
nahmen, die sich seit Anfang 
2020 im Regierungsprogramm 
finden.
 
Maklerprovision
Das Makler-Gesetz ist beschlos-
sen und gilt ab Juli. Wer Mak-
ler beauftragt – in der Regel Ver-
mieter – zahlt. Es gibt aber noch 
Hintertüren, die auch weiter-
hin dazu führen, dass Mieter die 
Kosten umgehängt bekommen. 
Wir fordern ein echtes Bestel-
lerprinzip wie in Deutschland 
und werden genau beobachten, 
was die aktuelle Regelung ab Juli 
wirklich bringt.
 
Bundesgrundstücke für 
den geförderten Wohnbau
Grundstücke, die der Allgemein-
heit gehören, sollen nur mit ge-
förderten Wohnungen bebaut 
werden.

Leerstandsabgabe
Der Bund muss eine wirksame 
Leerstandsabgabe in einer rele-
vanten Höhe beschließen. Oder 
die Länder müssen sie in einem 
wirksamen Ausmaß selbst ein-
heben können. Dazu muss der 
Bund den Ländern mehr gesetz-
liche Kompetenzen geben. Denn 
eine höhere Abgabe, die gegen 
den Leerstand wirken würde, 
muss im sogenannten »Volks-
wohnungswesen« geregelt wer-
den und da ist der Bund zustän-
dig. Nur so hat sie Wirkung und 
hält verfassungsrechtlich.
 
Kurzzeitvermietungen 
einschränken
Die Registrierungspflicht für 
Kurzzeitvermieter muss kom-
men. Nur wer beim Finanzamt 
registriert ist, soll ganze Woh-
nungen auf Plattformen an-
bieten dürfen. Ferner soll der 
Bund den Gemeinden ermög-
lichen, die Kurzzeitvermietung 
von Wohnungen pro Jahr nach 
eigenem Ermessen zeitlich zu 
begrenzen.
 
Befristungen abschaffen
Immobilienkonzerne, Versi-
cherungen und andere große 
Wohnungsbesitzer sollen zu-
künftig nur mehr unbefristet 
vermieten dürfen. Privatperso-
nen sollen hingegen eine Woh-
nung befristetet vermieten dür-
fen. Immerhin sind drei von vier 
neuen Mietverträgen im priva-
ten Segment nur mehr befris-
tet. Deshalb: Weg mit befriste-
ten Mietverträgen.
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Die Expert:innen der Mietervereinigung beraten und helfen 
Mieter:innen und Wohnungseigentümer:innen in allen Wohn-
rechtsfragen! Als Mitglied der Mietervereinigung gehst Du 
beim Wohnen immer auf Nummer sicher.

www.mietervereinigung.at

Fair Wohnen? 
Kannst Du auch.

MVÖ-Expertin Elke Hanel-Torsch: »Mieter müssen jetzt entlastet werden.«
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69
Mieterorganisationen 
arbeiten international 
unter dem IUT-Dach 

zusammen.

45
Länder rund um die 
Welt sind in der IUT 

vertreten.

ie Mietervereinigung Ös-
terreichs setzt sich als 
Gründungsmitglied des 

internationalen Mieterbundes 
International Union of Tenants 
(IUT) weltweit für Mieterrech-
te und das Menschenrecht auf 
Wohnen ein.

Eine der zentralen Aufgaben der 
internationalen Organisation ist 
der Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch. Alle drei Jahre 

Wir kämpfen für leist-
bares Wohnen – weltweit!
Die Weltkonferenz des internationalen Mieterbundes in Lissabon stand im Zeichen 
des Kampfes für das Menschenrecht auf Wohnen und gegen Spekulation.

D findet deshalb eine Weltkonfe-
renz statt, zuletzt 2019 in Wien  
mit der Mietervereinigung als 
Gastgeberin (Fair Wohnen be-
richtete) und nun, corona-be-
dingt ein Jahr verspätet, von 19. 
bis 21. April in Lissabon.
 
Lissabon im Fokus
Die portugiesische Hauptstadt 
ist auf der einen Seite prototy-
pisch, auf der anderen Seite  pro-
spektiv  für die Entwicklungen 

auf dem Wohnsektor in Euro-
pa. Wenige Tage vor Beginn 
der Weltkonferenz war Lissa-
bon  Schauplatz einer Groß-De-
mo gegen steigende Mieten und 
Immobilienpreise. Durch neo-
liberale Gesetzgebung waren 
die lange Zeit leistbaren Mieten 
»entfesselt« worden, Investo-
ren wurden mit Goldenen Visa, 
Touristen mit billigen Airbnb-
Unterkünften angelockt. Das Er-
gebnis: von 2011-2021 sind die 
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Oben: Blick von der Plattform des Elevador de 
Santa Justa über die Dächer der Baixa (Unter-
stadt) von Lissabon.
Links: eine der Standseilbahnen, die unterschied-
lich hohe Stadtviertel verbinden.

Mieten um 64 Prozent gestiegen, 
während die Einkommen nur 
um 22 Prozent gewachsen sind.

Die Teuerungskrise hat die Pro-
blematik noch einmal verschärft. 
Im Unterschied zur österreichi-
schen Bundesregierung (siehe 
Titelgeschichte ab Seite 12) hat 
die portugiesische jedoch die 
Zeichen der Zeit erkannt und 
die Erhöhung der Mieten im 
Jahr 2023 auf maximal 2 Prozent 
begrenzt. Mit einem ambitio-
nierten Programm wird außer-
dem versucht, eine Trendwende 
am Mietsektor herbeizuführen. 

IUT Weltkonferenz
Für die IUT haben sich seit 1926, 
dem Geburtsjahr (siehe Info-
Kasten) die grundlegenden Zie-
le nicht verändert: Nach wie 
vor geht es um den gemein-
samen Kampf gegen eine rein 

Die International Union of 
Tenants (IUT), gegründet 
1926, ist das Sprachrohr für 
69 Mieterorganisationen 
aus 45 Ländern und betreibt 
Büros in Brüssel und Stock-
holm. 

Die IUT setzt sich als nicht-
staatliche, gemeinnützige 
Mitgliedsorganisation welt-
weit für Mieterrechte und 
bezahlbaren Wohnraum ein.
Die Gründung der IUT geht 
auf Robert Hoffmayr, einen 
der Gründerväter der Mie-
tervereinigung Österreichs,
zurück. Auf dem 1. Interna-
tionalen Mieterkongress in 
Zürich 1926 wurde ein Dach-
verband gegründet. Bis heu-
te ist die Mietervereinigung 
Österreichs im Vorstand der 
IUT und damit eine der trei-
benden Kräfte des interna-
tionalen Mieterschutzes. 

i International 
Union of Tenants
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Mieterschutz-
Indikator der OECD

Darstellung ausgewählter Länder im Mieter-
schutz-Indikator der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 

Der Indikator zeigt die Strenge staatlicher 
Regulierungen von Mietniveaus und Mieterhö-
hungen. Der Indikator bewegt sich zwischen 0 

und 1. Je höher die Zahl, desto strenger werden 
die Mieten reguliert. 

an Marktinteressen orientierte 
Wohnungspolitik.

»Im letzten Jahrhundert war der 
Kampf für bezahlbare Mieten, 
faire Wohn- und Mietrechts-
gesetze und die Förderung des 
sozialen, öffentlichen und ge-
nossenschaftlichen Wohnungs-
baus ein ständiger Kampf. Der 
Kampf gegen Spekulation bleibt 
ein wichtiger Schwerpunkt aller 
Mieterverbände weltweit«, be-
kräftigt die IUT in ihrem State-
ment zur Weltkonferenz.

Grundrecht leistbares Wohnen
Zentrale Forderung der IUT 
ist, dass alle Bürger eine Woh-
nung haben, die sie sich leisten 
können. 

Die IUT stützt ihre Forderung 
auf die UN-Charta, den Inter-
nationalen Pakt über wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle 
Rechte, Artikel 11.1, der besagt, 
dass die Mitgliedsländer Bedin-
gungen schaffen müssen, die 
es ihren Bürgern ermöglichen, 
»einen angemessenen Lebens-
standard für sich und ihre Fami-
lie zu erreichen, einschließlich 
angemessener Nahrung, Klei-
dung und Wohnung«.

Appell an Politik
Die IUT appellierte an die Ent-
scheidungsträger in aller Welt:

• Der Grundsatz der »Wohnkos-
tenneutralität« soll für alle Woh-
nungen gelten – was bedeutet, 
dass nicht kostenneutrale Re-
novierungskosten nicht mehr 
auf die Mieter umgelegt werden 
dürfen.

• Es soll sichergestellt werden, 
dass einkommensschwache 
oder vulnerable Gruppen nicht 
unter Energiepolitik leiden.
 
• Mietervereinigungen sollten 
ein Mitspracherecht im Gesetz-
gebungsverfahren zur Mietsta-
bilisierung und -kontrolle, zur 
Bereitstellung von bezahlbarem 
Wohnraum und zur Bekämp-
fung der Energiearmut haben.

Bei der Weltkonferenz in Lissabon: MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler 
und IUT-Präsidentin Marie Linder.

Die Nutzung des für die Weltausstellung 1998 neu geplanten Stadtviertels  
am Tejo mit seinen Luxuswohnungen ist ein Beispiel für Gentrifizierung. 

Während die Einwohnerzahl von Lissabon steigt, wohnen immer weniger 
Menschen im Stadtzentrum. Die Gründe: Kurzzeitvermietung, Spekulation.



EU Island

Häuserpreise und Mietkosten 
Steigerung von 2010 bis 2022 in Prozent

Quelle: Eurostat
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ie eine Statistik von Euro-
stat, dem Statistikamt 
der Europäischen Union 

(EU) aufzeigt, ist Wohnen in Is-
land im europäischen Vergleich 
besonders teuer. Seit 2010 sind 
die Immobilienpreise um 216 
Prozent gestiegen (in Österreich 
waren es ca. 126 Prozent), aber 
auch die Mietkosten haben auf 
der kleinen Insel ordentlich an-
gezogen: »Die Situation ist in Is-
land schlechter als in vielen an-
deren europäischen Ländern«, 
so Yngvi Ómar Sightvatsson im 
Interview. 

Steigende Mietkosten in Island
Die Mietkosten sind seit 2010 
um rund 82% gestiegen, in Ös-
terreich waren es im gleichen 
Zeitraum 51%, wie die Eurostat-
Auswertung aufzeigt. 21% der 
rund 375.000 Einwohner Islands 
lebt in einer Mietwohnung, 79% 
besitzen Eigentum. 

Ein großes Problem stellt die 
fehlende Reglementierung bei 
Mietwohnungen dar: »Wenn 
man eine Wohnung vermieten 
möchte, kann man das zu jedem 
Preis.« Auch die Zahl der güns-
tigeren Sozialwohnungen, für 

Menschen mit wenig Einkom-
men, ist in Island trotz hoher 
Nachfrage sehr gering und liegt 
nur bei etwa 3,4% Ein Nebenef-
fekt der teuren Immobilienprei-
se und überhöhten Mieten: Die 
Isländer verlassen das elterli-
che Zuhause immer später: »Es 
ist nicht ungewöhnlich, dass 
30-Jährige noch bei den Eltern 
wohnen«, führt Sightvatsson die 
Situation aus.

Im Interview prangert er vor al-
lem die isländische Regierung 
an, die, seiner Meinung nach, 
den massiven Preissteigerungen 
am Wohnungsmarkt nichts ent-
gegensetzt und für die überteu-
erten Preise verantwortlich ist. 

Mieterschutz ausgebaut
Wie wichtig eine Mieterschutz-
organisation auch auf der klei-
nen Insel ist, zeigen die Zahlen: 
In den vergangenen zwei Jahren 
konnte man die Mitgliederan-
zahl auf 2.000 verdoppeln. 

Derzeit versucht die isländische 
Mietervereinigung durch Infor-
mationskampagnen in den Me-
dien (TV, Radio, Zeitungen) die 
Unterschiede der Mietpreise 

Island ist der inselgewordene Investoren-
Traum, denn es gibt auf der kleinen Insel keine 
Mietenbegrenzung. Fair Wohnen hat mit 
Yngvi Ómar Sightvatsson von der isländischen Mietervereinigung, 
dem jüngsten Mitglied der IUT, gesprochen und deckt auf: 
So geht es Mietern auf der Insel wirklich.

Land der 
unbegrenzten 
Profite

W in Island und anderen euro-
päischen Ländern aufzuzeigen. 
»Hier gibt es sehr viel Ungerech-
tigkeit.« Der Profit für Immobi-
lienfirmen sei jedenfalls astro-
nomisch: »Innerhalb der Orga-
nisation scherzen wir und sagen: 
Die einzige Möglichkeit so viel 
Geld wie ein Vermieter zu ver-
dienen, ist es Drogen zu impor-
tieren und hier zu verkaufen.«
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Fair Wohnen be-
richtete im September 

2021 erstmals über 
den kuriosen Fall. 

Den gesamten Artikel 
zum Nachlesen finden 

Sie online:

mietervereinigung.at/
News/841/60210/ 

Lawinengefahr-in-Wien 

m Ende freute sich Mieter 
Markus Müller* über eine 
Rückzahlung von mehr als 

7.500 Euro. Die Vorgeschichte: 
Im Oktober 2010 hatte Müller  
eine Wohnung in einem Altbau 
unweit der Reinlgasse in Wien-
Penzing gemietet. 44 Quadrat-
meter im Hochparterre, befris-
tet auf vier Jahre. 

Die Vermieterin verlangte mo-
natlich 283,82 Euro Nettomie-
te – wertgesichert. Zwei Mal 
wurde Müllers Vertrag um je-
weils drei Jahre verlängert. Im 
August 2020 wandte sich Mül-
ler an die Mietervereinigung 
(MVÖ), um Mietvertrag und 

-höhe überprüfen zu lassen. 
 
Schlichtungsstelle
Weil die Miete zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses unter 
Einrechnung des Befristungsab-
schlages von 25% mit € 8,59/m² 
um über 75% höher angesetzt 
wurde als der Richtwert (2010: 
€ 4,91/m²), beantragte Müller, 
vertreten durch  MVÖ-Exper-
te Oliver Ruetz, noch im August 
eine Entscheidung der Schlich-
tungsstelle (MA25).
 
Amtsgutachten: Kein Zuschlag
Nachdem das Amtsgutachten 
der MA25 zu dem Schluss kam, 
dass in diesem Fall keine über-
durchschnittliche Lage vorlä-
ge und ein Lagezuschlag somit 

Landesgericht zerpflückt
»Lawinen«-Gutachten
Einen großen Erfolg erzielte die Mietervereinigung für einen Mieter vor dem 
Wiener Landesgericht. Im Rechtsstreit hatte das Gutachten eines Sachverständigen 
eine zentrale Rolle gespielt. Es ging um die Frage: ist die konkrete Lage in Wien 
überdurchschnittlich gut?

A nicht zulässig wäre, zog die Ver-
mieterin das Verfahren im Okto-
ber 2020 von der Schlichtungs-
stelle zum Bezirksgericht ab.

Gericht beauftragt Gutachter
Das Bezirksgericht beauftragte 
wiederum einen Gutachter mit 
einer Bewertung der konkre-
ten Lage. Im Juni 2021 legte der 
bestellte Sachverständige sein 
120-Seiten-Gutachten vor. 

»Lawinen«-Gutachten
Das Gutachten sorgte bei den 
erfahrenen MVÖ-Experten für 
Verwunderung. Zum Beispiel 
stufte der Sachverständige die 
Lawinengefahr (!) im Umkreis 
der Reinlgasse als »gering« ein, 
was der Logik seines Bewer-
tungssystems nach bedeutet, 
dass selbst die durchschnitt-
lichste aller Wiener Wohnlagen 
als »überdurchschnittlich« gilt, 
wenn nur die Lawinengefahr 

»gering« ist. In der Skala des 
Sachverständigen wäre für eine 
Durchschnittsbewertung in die-
sem Punkt in Wien eine »erheb-
liche« (!) Lawinengefahr nötig.
 
Bezirksgericht: Lagezuschlag
Im Verfahren lieferte der Sach-
verständige eine Punktlandung 
ab und schätzte die Lage als 
»leicht überdurchschnittlich« 
ein. Im Juni 2022 entschied das 
Bezirksgericht Fünfhaus: Ein La-
gezuschlag sei zulässig.

MVÖ legt Rechtsmittel ein
MVÖ-Experte Ruetz legte da-
gegen Rechtsmittel ein (sog. 
»Rekurs«, über den das instan-
zenmäßig übergeordnete Ge-
richt entscheidet – in diesem 
Fall das Landesgericht). 

Landesgericht: Kein Zuschlag
Ende Jänner entschied schließ-
lich das Landesgericht: die Lage 
sei durchschnittlich, ein Lage-
zuschlag stehe daher nicht zu. 
In der Begründung setzte sich 
das Gericht recht ausführlich 
mit den Feststellungen des Erst-
gerichts – die weitgehend dem 
Gutachten des Sachverständi-
gen folgten – auseinander und 
zerpflückte diese.

Lage »ist Rechtsfrage«
Das Landesgericht betonte, dass 
die Frage der Lagequalität »eine 
Rechtsfrage ist, die vom Richter 

* Name von der Redaktion geändert
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Mehr zum Thema 
Lagezuschlag und 

Gutachten:

mietervereinigung.at/
News/841/60223/Lagezuschlag-

wirft-neue-Fragen-auf 

* Name von der Redaktion geändert

und nicht vom Sachverständi-
gen zu lösen ist.« Dass der Sach-
verständige im Gutachten von 
einer »leicht überdurchschnitt-
lichen Lage« ausging, sei da-
her in rechtlicher Hinsicht nicht 
bindend. »Vielmehr hat das Ge-
richt die vom Gutachter her-
ausgearbeiteten tatsächlichen 
Kriterien für die Ermittlung 
des Lagezuschlags einer eige-
nen rechtlichen Beurteilung 
zu unterziehen«, heißt es im 
Sachbeschluss.

Punkt für Punkt
Das Landesgericht setzte sich ei-
nigen Lagemerkmalen des Sach-
verständigen-Gutachtens ausei-
nander und hob einige Punkte 
hervor.

Lawinen und Naturgefahren
Bezirksgericht: Die Liegenschaft 
befindet sich in keiner Gefah-
renzone betreffend Hochwasser, 
Erdbeben, Lawinen.
Landesgericht: Dies stellt weder 
für das Referenzgebiet noch das 
restliche Wiener Stadtgebiet ein 
Alleinstellungsmerkmal dar.

Lärm
Bezirksgericht: Hinsichtlich 
Lärmkategorien wie Straßen-
verkehr, Schienenverkehr, Flug-
zeuge und Industrie befindet 

sich die Liegenschaft in keiner 
»Konfliktzone«.
Landesgericht: Das sagt nichts 
darüber aus, dass die Lärmsitua-
tion besser als in vergleichbaren 
Lagen wäre, sondern nur, dass 
sie nicht besonders schlecht ist.

Individualverkehr
Bezirksgericht: Aus der Innen-
stadt kommend ist die Liegen-
schaft mit individuellen Ver-
kehrsmitteln zB. über die Opern-
gasse, ... , Beckmanngasse und 
Goldschlagstraße erreichbar.
Landesgericht: Aus der reinen 
Darstellung der möglichen Er-
reichbarkeit des Hauses mit in-
dividuellen Verkehrsmitteln 
ist wenig zu gewinnen. Es zeigt 
aber, dass jedenfalls eine rele-
vante Entfernung zur Innenstadt 
vorliegt.

Öffis
Bezirksgericht: Die Straßen-
bahnlinien 10 und 52 befinden 
sich in rund 170 bis 280 Me-
tern bzw. zwei bis drei Minuten 
Fußweg. 
Landesgericht: Von einer beson-
ders verkehrsgünstigen Lage 
kann in einer Großstadt nicht 
gesprochen werden, wenn die 
Stationen zweier Straßenbahn-
linien (10 und 52) fußläufig zu 
erreichen sind. 

Nahversorgung
Bezirksgericht: Die Einrichtun-
gen der täglichen Nahversor-
gung befinden sich in der Um-
gebung ... Allgemeinmediziner, 
Fachärzte, Zahnärzte und Apo-
theken befinden sich in unmit-
telbarer Nähe. 
Landesgericht: Auch die Ein-
kaufs- und Nahversorgungs-
möglichkeiten in der Wohnum-
gebung können nach den Fest-
stellungen als durchschnittlich 
qualifiziert werden, ergibt sich 
daraus doch nur, dass diese vor-
handen sind, aber weder deren 
Anzahl, noch die Entfernung. 
Gleiches gilt für die medizini-
sche Versorgung. 

Diverses
Bezirksgericht: Tankstellen in der 
Felberstraße und der Ameisgas-
se, E-Ladestationen sind in der 
Umgebung seit 2017/2018 vor-
handen. Die gegenständliche 
Liegenschaft liegt im Geschäfts-
gebiet der Carsharing Anbieter.
Landesgericht: All das ist im in-
nerstädtischen Gebiet üblich.

Fazit
Mieter Müller freut sich nun 
über die Rückzahlung von über 
7.500 Euro und das Themenfeld 
»Gutachten zum Lagezuschlag« 
ist um eine Facette reicher. 

Der Lagezuschlag ist nur ei-
ner von mehreren Faktoren 
aus denen sich der höchst-
zulässige Richtwertmietzins 
einer Wohnung ergibt. Auf-
grund seines enormen An-
stiegs in den letzten Jahren 
wurde er zum Hauptpreis-
treiber im Richtwert-Sys-
tem.Die Mietervereinigung 
tritt für die Abschaffung des 
Lagezuschlags ein, da die-
ser nur die Infrastruktur-
leistungen der Gemeinde 
widerspiegelt, aber keinen 
persönlichen Leistungsein-
satz des Liegenschaftseigen-
tümers.

i Lagezuschlag

Keine Lawinen – kein Lagezuschlag. So sieht eine ganz normale Durchschnittslage in der Wiener Vorstadt aus.
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Betriebskosten-Abrechnung: 
Worauf Mieter achten sollten
Ende Juni ist die jährliche Betriebskosten-Abrechnung fällig. 
Worauf Mieter bei der Abrechnung achten sollen und was 
sie tun können, wenn keine Abrechnung gelegt wurde.

is spätestens 30. Juni 2023 
sind Vermieter und/oder 
Hausverwaltung verpflich-

tet, die Betriebskosten-Abrech-
nung für das Jahr 2022 zu legen. 

Diese muss entweder an die 
Mieter geschickt oder im Haus 
aufgelegt werden (etwa beim 
Hausbesorger oder auf einer 
Aushangtafel). Wurde die Ab-
rechnung bis zu dieser Frist 
nicht ausgehängt oder geschickt, 
können Mieter die Abrechnung 
bei der Hausverwaltung bzw. 
beim Vermieter anfordern.

Die Experten der Mietervereini-
gung (MVÖ) helfen bei der An-
forderung einer fehlenden und 
auch bei der genauen Über-
prüfung einer vorliegenden 
Abrechnung. 

Eine Überprüfung der 
Betriebskosten-Abrechnung
kann sich auszahlen
Wie die Erfahrung der Experten 
der MVÖ zeigt, zahlt sich eine 
Überprüfung der Betriebskos-
ten-Abrechnung aus, denn oft 
sind die Abrechnungen nicht 
korrekt. Die Fehler reichen von 
falschen Aufteilungsschlüsseln 
bis hin zu nicht zulässigen Ab-
rechnungsposten (wie »Sons-
tiges«). Dabei werden auch oft 
zulässige Positionen überhöht 
ausgeschrieben.  

Betriebskostenspiegel 
der Mietervereinigung
Seit mehreren Jahren veröffent-
licht die MVÖ Wien jährlich die 
durchschnittlichen Betriebs-
kosten für ein privates Miet-
haus. Basis für die Daten sind 
die Betriebskostenabrechnun-
gen, die der MVÖ zur Überprü-
fung vorgelegt werden. Im Ab-
rechnungsjahr 2020 betrugen 

Welche Kosten dürfen 
als Betriebskosten
verrechnet werden?
Für Altbauten, geförderte Neu-
bauten und Genossenschafts-
wohnungen gibt es einen ge-
setzlichen Katalog an zulässigen 
Betriebskosten. Nur Kosten, die 
im Mietrechtsgesetz genannt 
werden, dürfen an Mieter wei-
terverrechnet werden. Bei Neu-
bauten kommt es auf die ver-
tragliche Vereinbarung an. 

Zulässige Betriebskosten
•	 Wasser/Abwasser  

und Wasserdichtheitsprüfung
•	 Eich-, Ablese- und Abrech-

nungskosten für Kaltwasser, 
sofern es eine Vereinbarung 
dazu gibt

•	 Kanalräumung, Müllabfuhr
•	 Entrümpelung, Schädlings–

bekämpfung, Kehrgebühren
•	 Strom für Beleuchtung 

des Stiegenhauses und der 
Gemeinschaftsflächen

•	 Versicherungsprämien 
für Feuer, Haftpflicht und 
Leitungswasserschaden

•	 Versicherungsprämien für 
Glasbruch und Sturmscha-
den, wenn der Überwälzung 
mehr als die Hälfte der Mieter 
zugestimmt hat

•	 Verwaltungshonorar
•	 Hausreinigung inklusive 

Schneeräumung
•	 Öffentliche Abgaben
•	 Laufende Betriebskosten von 

Gemeinschaftsanlagen (Lift, 
Heizung, Waschküche, Grün-
anlagen, etc.)

Die aktuelle Betriebs-
kosten-Broschüre der 
Mietervereinigung 
enthält rechtliche 
Infos, Rechenbeispie-
le, Checklisten und 
Tipps zum Thema pa-
rat. Ihr Exemplar liegt 
in allen Servicestellen 
zur Abholung bereit. 
Die Broschüre ist auch 
als PDF-Download 
verfügbar:

3. Auflage

Betriebskosten

B



Die 10 häufigsten Fehler
bei Betriebskostenabrechnungen
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1. Verwaltungshonorar
Kosten wie Porti, Bankspesen, Telefongebühren oder Zinsen fin-
den sich häufig in den Betriebskosten. Diese sind jedoch – im Alt-
bau und m geförderten Neubau – bei Verwaltungshonorar abge-
deckt und dürfen nicht extra verrechnet werden.

2. Reparaturkosten
Reparaturen sind keine Betriebskosten. Eine Reparatur der 
Gegensprechanlage, des Stiegenhauslichts etc. darf den Mietern 
nicht als Betriebskosten verrechnet werden.

3. Wartungsverträge für Aufzüge
In vielen Häusern werden Vollwartungsverträge für Aufzüge abge-
schlossen und diese gesamt über die Betriebskosten abgerechnet. 
In einem Vollwartungsvertrag sind jedoch neben den regelmäßi-
gen Wartungen auch Reparaturen inkludiert. Diese stellen wiede-
rum keine Betriebskosten dar. Wird trotzdem ein Vollwartungs-
vertrag abgeschlossen, so sind die Kosten aufzuteilen, sodass nur 
die Wartungen in der Betriebskosten-Abrechnung aufscheinen.

4. Sturmschaden- und Glasbruchversicherung
Nur wenn eine Mehrheit der Mieter dem Abschluss, der Änderung 
oder Erneuerung einer Sturmschaden- und Glasbruchversiche-
rung zugestimmt hat,  dürfen die Kosten weiterverrechnet werden.

5. Sonstiges
Häufig findet sich in den Betriebskostenabrechnungen der Punkt 
»Sonstiges«. Darunter werden alle denkbaren Kosten verrechnet, 
die meist keine Betriebskosten darstellen.

6. Einnahmen
Oft findet sich in Betriebskosten-Abrechnungen keine Aufschlüs-
selung der Einnahmen. Eine Überprüfung ist jedoch sinnvoll, da 
mitunter die errechnete Nachzahlungshöhe nicht korrekt ist.

7. Entrümpelung
Die Räumung von nicht zuordenbaren Gegenständen oder Bau-
schutt stellt Betriebskosten dar. Können nachweislich abgestell-
te Gegenstände einzelnen Mietern oder Eigentümern zugeordnet 
werden, so sind die Kosten ausschließlich ihnen zu verrechnen.

8. Wasserkosten
Wenn sich im Gebäude Gewerbebetriebe befinden, sie einen 
erhöhten Wasserbrauch haben und nicht getrennt abgerech-
net werden, ist es möglich, eine Refundierung dieser Kosten zu 
beantragen.

9. Betriebskostenschlüssel
Wenn im Haus Zu- oder Ausbauten erfolgen, muss der Vertei-
lungsschlüssel neu berechnet werden. Die Betriebskostenschlüs-
sel der bisherigen Mieter werden dadurch kleiner.

10. Guthaben
Das Betriebskostenguthaben wird oft nicht zur Fälligkeit am über-
nächsten Mietzinstermin ausbezahlt, sondern in die Betriebskos-
tenabrechnung für das Folgejahr übertragen. Das ist nicht zulässig.

die durchschnittlichen monat-
lichen Nettobetriebskosten pro 
Quadratmeter Nutzfläche rund 
2,24 Euro. 

Mit Ende Juni dieses Jahres legt 
die MVÖ ihre aktuelle Betriebs-
kostenanalyse für das Abrech-
nungsjahr 2021 vor. Die Analyse 
finden Sie auf der Webseite der 
MVÖ unter www.mieterverein-
gung.at.

Wie kann ich gegen eine 
falsche Abrechnung vorgehen?
Im Altbau und im geförderten 
Neubau sind Überprüfungen 
binnen 3 Jahren ab Fälligkeit 
von Guthaben oder Nachzah-
lung möglich. 

Bei Genossenschaftswohnun-
gen ist es notwendig, binnen 
6 Monaten ab Abrechnungs-
legung einen schriftlichen, 
begründeten Einspruch zu 
erheben. 
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om Stolz des einstigen Eck-
zinshauses aus der Wiener 
Gründerzeit ist derzeit nur 

wenig zu sehen. Vier Stockwerke 
hoch reicht das Gerüst, bis dort-
hin, wo früher einmal das Dach 
war. Der Weg zu den letzten bei-
den verbliebenen Mietern im 
Haus gestaltet sich abenteuer-
lich, durch einen Vorhang aus 
Staub gelangt man in ein Stie-
genhaus, das frei zu schweben 
scheint, wo einen der Baulärm 
durch ein Labyrinth aus kleinen 
Schutthäufchen, teileingerisse-
nen Wänden, freiliegenden Ka-
beln, Rohren und diversen Pöl-
zungen begleitet. 

Das »18er-Verfahren«
Die Mieter bitten Fair Woh-
nen über einen feuchten Aus-
reibfetzen, der als improvisier-
te Schmutzschleuse dient, in 
ihre Wohnung. Sie haben sich 
bereit erklärt, uns anonym ihre 
Eindrücke vom Ablauf eines im 
Jargon sogenannten »18er-Ver-
fahrens« zu schildern. Wie wirkt 
sich dieses berüchtigte Verfah-
ren auf Mieter aus? Woran merkt 
man überhaupt, dass man in 

Konturen eines 
›18er-Verfahrens‹
Ein Investor kauft einen Gründerzeit-Altbau und versucht mit Hilfe 
eines langwierigen Verfahrens durchzusetzen, dass die Mieter für 
seine Umbauten zahlen. Fair Wohnen sprach mit den Mietern.

V einem solchen steckt? Welche 
Tipps können sie Mietern ge-
ben, denen Ähnliches bevor-
steht? Welche Fehler gilt es zu 
vermeiden?

Was ist ein »18er-Verfahren«? 
»Wenn dem Eigentümer eines 
Zinshauses die Mieteinnahmen 
für die Erhaltung des Hauses 
nicht reichen, kann er ein Ver-
fahren nach Paragraf 18 Miet-
rechtsgesetz (MRG) beginnen«, 
erklärt Andreas Pöschko, Ju-
rist der Mietervereinigung Wien 
und »18er«-Spezialist. 
Das Verfahren bietet einem 
Eigentümer die Möglichkeit, in 
bestehende Mietverträge ein-
zugreifen und die Mietzinshö-
he (unbegrenzt!) nach oben zu 
setzen. Für Mieter besteht also 
ein großes Risiko – weil es pas-
sieren kann, dass sie ein Vielfa-
ches ihrer bisherigen Mieten zu 
zahlen haben. 
 
Die Vorgeschichte
»1981 bin ich hier eingezo-
gen«, erzählt Mieterin A., als 
wir im Wohnzimmer sitzen. 
Von draußen ist zwischendurch 

immer wieder Hämmern und 
das laute Jaulen einer Flex zu 
hören. »Damals war das Haus 
komplett belegt, nicht eine Woh-
nung ist leergestanden. Wir ha-
ben unsere Wohnung selbst her-
gerichtet, es gab zuvor kein Bad 
und keine Heizung.« Das Haus 
sei keineswegs baufällig gewe-
sen, es wurde frisch ausgemalt.

Mieter B. lebt seit rund 10 Jah-
ren im Haus. Um 2014 habe der 
heutige Eigentümer – nennen 
wir ihn der Einfachheit halber 
Investor – das Haus gekauft. Das 
Klima im Haus habe sich nach 
dem Kauf durch den Investor 
geändert. Frei werdende Woh-
nungen wurden, wenn über-
haupt, nur kurzfristig vermietet, 
teils an Zuwanderer, »die sich 
mit unserem Mietrecht nicht 
auskennen«, meint B. 

Start des Verfahrens: 
Vorsicht, Falle!
Dass dem Haus und den Mie-
tern tiefgreifende Veränderun-
gen bevorstanden, ahnte B. erst 
mit dem Aushang der Schlich-
tungsstelle. »Dort habe ich das 
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erste Mal von der Existenz eines 
Paragrafen 18 erfahren«, erzählt 
er. »Wir haben uns umgehend 
mit der Schlichtungsstelle in 
Verbindung gesetzt. Von Seiten 
des Investors wurden wir darü-
ber nicht informiert.« 

Mieter B. warnt: »Wenn der Aus-
hang nur einen Tag da war, gilt 
das als Verständigung. Ist das 
Schreiben am nächsten Tag 
verschwunden, haben sie kei-
ne Chance mehr – denn offi-
ziell sind sie verständigt wor-
den. Man würde vermuten, dass 
man als Mieter gesondert ver-
ständigt werden muss. Dem ist 
aber nicht so.«

Wie erfährt ein argloser Mie-
ter von dem Beginn eines »18er-
Verfahrens« in seinem Haus? 
»Die Schlichtungsstelle muss 
den Antrag im Haus aushän-
gen, plus: einer Partei im Haus 
muss dieser individuell (be-
hördlich eingeschrieben) zuge-
stellt werden«, erklärt MVÖ-Ex-
perte Pöschko die Regelungen 
des MRG in diesem sogenann-
ten Mehrparteienverfahren. Wer 
ist dieser eine Mieter, der infor-
miert wird? Sofern der Vermieter 
nicht bereits einen Mieter vorge-
geben habe, wähle die Schlich-
tungsstelle einfach den ersten in 
der Mietzinsliste – oft also Top 1. 
Alle Folgeentscheidungen wer-
den ebenfalls nach diesem Sys-
tem zugestellt. Es kann also sein, 
dass ein  Mieter auf Top 16 gar 
nicht mitbekommt, dass ein 
»18er-Verfahren« läuft, weil der 
Hausaushang verschwunden ist 
und der Mieter von Top 1 – aus 
welchen Gründen auch immer 

– schweigt.

Einem Mieter, der mitbekommt, 
dass ein »18er-Verfahren« in sei-
nem Haus beginnt, rät Pöschko 
bei der Schlichtungsstelle anzu-
rufen. Sollte es tatsächlich be-
reits einen Akt geben, könne 
man dort als Mieter auch Akten-
einsicht nehmen. 

Als der 18er-Antrag im Haus aus-
gehängt wurde, habe es noch 

sieben unbefristete und rund 
zehn befristete Mietverträge ge-
geben. »Wir haben damals mit 
den anderen Mietern die Situ-
ation erörtert«, erklärt Mieter B.
 
»Ein Schock«
Schließlich hätten sie im Okto-
ber 2021 300 Seiten an Unter-
lagen bekommen, darunter die 
zukünftigen Mieterhöhungen. 
Pensionisten im Haus hätten 
eine gemeinsame Pension von 
1.800 Euro gehabt und den In-
formationen aus dem Akt zufol-
ge künftig über 1.000 Euro Mie-
te zu zahlen. »Das war natürlich 
ein Schock.« 

Mehrere Mieter hätten sich in 
der Folge von der Gebietsbe-
treuung beraten lassen und In-
formationen gesammelt. Ende 
November 2021 traten Mieterin 
A. und Mieter B. der MVÖ bei 
und wurden von nun an im Ver-
fahren von der MVÖ vertreten.

»Bleiben sie nicht alleine«
Der Investor schicke einen Stell-
vertreter vor, berichten die Mie-
ter. Dieser versuche, Druck auf-
zubauen: Es werde monatelang 
Staub und Dreck geben, danach 
sei die Miete viel höher. Deshalb 
unterbreite er nun ein einmali-
ges Angebot. Man stelle Ersatz-
wohnungen zur Verfügung, al-
lerdings sei man nicht bereit, et-
was zu bezahlen. »Wir haben 
die Termine mit dem Stellver-
treter immer gemeinsam erle-
digt«, erzählen A. und B. »Das 
ist ein wichtiger Punkt: bleiben 
sie nicht alleine. Reden Sie nicht 
mit denen alleine. Vertrauen Sie 
denen nicht.« 

Von Anfang an habe der Investor 
betont, dass für die Aufgabe der 
Mietrechte die Zahlung sechs-
stelliger Beträge – wie sie woan-
ders durchaus üblich seien – bei 
ihm nicht drin wären. Mit der 
Einnahme sechsstelliger Beträ-
ge hat der Investor dagegen kein 
Problem: der umtriebige, sich 
gerne als Vorzeige-Kapitalist 
darstellende Unternehmer sack-
te für eine seiner Immo-Firmen 

laut Transparenzdatenbank 
mehr als 100.000 Euro Steuer-
geld an Corona-Hilfen ein. 

Für die Mieter  dagegen waren 
seine Vorschläge oft nachteilig: 
Entweder hätten sie mehr be-
zahlt oder eine kleinere Woh-
nung beziehen müssen; manch-
mal sogar beides. Eine echte 
Alternative sei ihnen nicht an-
geboten worden, monieren sie.

Was geschieht im Verfahren?
Zurück zum Verfahren: Was ge-
schieht nun vor der Schlich-
tungsstelle? Dort wird geprüft, 
ob der Eigentümer die notwen-
digen Unterlagen vorgelegt hat 
und ob die Grundvoraussetzung 
vorliegt, dass die Sanierung mit 
den Mieteinnahmen (abzüglich 
der Ausgaben für notwendi-
ge Erhaltungsarbeiten) aus 
den vergangenen zehn 
Jahren und den voraus-
sichtlichen Einnahmen 
der nächsten zehn Jahre 
nicht zur Gänze refinan-
ziert werden kann.  

MVÖ-Experte Pösch-
ko steht den Mietern mit 
Rat und Hilfe zur Sei-
te: »Es geht im wesent-
lichen darum, dass nur 
jene Kosten überwälzt 
werden, die tatsächlich 
nachprüfbar sind.« Ana-
log zu Mietzinsverfah-
ren gibt es auch beim »18er« die 
Möglichkeit, das Verfahren von 
der Schlichtungsstelle zu Ge-
richt abzuziehen. Dies sei meist 
der Fall, erklärt Pöschko. Vor 
Gericht steigt freilich das Kos-
tenrisiko, weil teure Gutachten 
drohen.

Eine letzte Frage, bevor wir uns 
über die Baustelle wieder nach 
draußen navigieren: Haben Sie 
jemals darüber nachgedacht, 
aufzugeben und doch eine an-
dere Wohnung zu nehmen? 
»Dass der Stärkere dem Schwä-
cheren seinen Willen aufzwingt, 
das wollen wir nicht zulassen«, 
sagt B. Wie es weitergeht? Fair 
Wohnen wird berichten.
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ist einer der kürzeren und 
schnelleren. 

Der gewählte Weg führt zuerst 
auf der Langenbergstraße berg-
auf. Hier kommt man an Pferde-
koppeln und der Stierwiese vor-
bei. An der Weggabelung ver-
lässt man die Forststraße und 
begibt sich auf einen Pfad, der 
weiter bergauf durch den Wald 
bis zur Norwegerwiese führt.

Ehemaliges Skigebiet am Ran-
de Wiens
Dieses Gebiet war noch bis in 
die 1960er-Jahre ein beliebtes 
Ziel für Wintersportler, die, in 
den damals noch schneereichen 
Wintern, ihre Schwünge über die 
bis ins Frühjahr schneesichere 
Norwegerwiese zogen. Um den 
Aufstieg zu erleichtern, gab es 
hier sogar einen kleinen Skilift. 
Das Gebiet ist aber auch heute 
noch ein Ziel für Skitourengeher.

Dieses ungestörte Plätzchen lädt 
zu einer kurzen Rast und einer 
Trinkpause ein, bevor es über 
die Wiese weiter bergauf geht. 

Am Kreuzsattel nimmt man 
die Abzweigung Richtung Höl-
lenstein und folgt dem maleri-
schen Weg weiter bis zum Gipfel, 
auf dem sich ein Schutzhaus der 
Naturfreunde befindet. Schon 

emeinsam mit den Natur-
freunden waren wir im Sü-
den von Wien im Biosphä-

renpark Wienerwald unterwegs 
und wandern zum Höllenstein-
haus, einem beliebten Ausflugs-
ziel, das vor allem an Wochen-
enden gut besucht ist. 

Legenden zufolge entstand der 
Höllenstein nach einer verlore-
nen Wette, als der Teufel wut-
entbrannt einen Felsen von sich 
schleuderte und dieser dort lan-
dete, wo sich heute der Gipfel 
des Höllensteins befindet.

Anreise mit dem Bus
Die Anreise startet beim Bahn-
hof Liesing, wo wir uns bei 
strahlendem Sonnenschein 
und blauem Himmel in den Re-
gionalbus der Linie 255 bege-
ben, um zum Startpunkt unserer 
Wanderung zu gelangen. Nach 
rund 20-minütiger Fahrt kommt 
man bei der Haltestelle »Kalten-
leutgeben Langenbergstraße« 
an und es geht auch schon los.

Viele Wege führen auf den 
Höllenstein 
Auf den Höllenstein gelangt 
man auch über zahlreiche an-
dere Wege, Einstiegspukte sind 
hier Rodaun, die Perchtolds-
dorfer Heide oder Gießhübl. Der 
Zustieg von Kaltenleutgeben 

Wanderung zum 
Höllensteinhaus
Frühlingshafter Wanderausflug der Mietervereinigung 
in den Wienerwald: Gemeinsam mit den Naturfreunden 
Wien besuchen wir das Höllensteinhaus im Naturpark 
Föhrenberge in Niederösterreich. 

G
Mehr zu Touren und 

Hütten bei den Natur-
freunden Wien: 

wien.naturfreunde.at
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von weitem ist der Julienturm, 
die Aussichtswarte des Höllen-
steinhauses, zu sehen.

Pause beim Höllensteinhaus
Am Ziel angekommen befin-
det man sich auf dem höchs-
ten Punkt, auf rund 645 Me-
tern Seehöhe. Hier kann man 
auf den Julienturm steigen, der 
noch vor dem Schutzhaus am 
27. Juni 1880 eröffnet wurde, 
und genießt den Rundumblick 
über den Wienerwald, die Vor-
alpen und einen Teil der fernen 
Alpen. Danach lässt die Spei-
sekarte des Höllensteinhauses 
Wanderherzen höher schlagen, 
denn neben kalten Köstlichkei-
ten werden unter anderem Sup-
pen, Gulasch, Würstel, Knödel 
und selbstgemachte Nachspei-
sen serviert. Das Schutzhaus 
bietet auch Übernachtungs-
möglichkeiten für bis zu 23 Per-
sonen an. Hier können Wande-
rer den idyllischen Sonnenauf-
gang in den Bergen erleben.

Wanderung bis nach Gießhübl
Nach einer Stärkung wird die 
Wanderung fortgesetzt und 
man zweigt bei der Höllenstein-
lucke in Richtung Wasserspreng 
ab. Der breite Schotterweg führt 

nach einigen Kilometern erneut 
in den Wald, wo es über umge-
stürzte Baumstämme und Wur-
zeln ein weiteres Stück berg-
auf geht, bevor man den öffent-
lichen Parkplatz am Rand der 
Gießhübler Heide erreicht. 

Hier befindet sich auch die Bus-
haltestelle des Linienbusses 256, 
der die Wanderer wieder zurück 
zum Liesinger Bahnhof bringt. 
Tipp am Rande: Unbedingt di-
rekt bei der Bushaltestelle war-
ten, damit der Bus nicht ohne 
Halt und somit auch ohne euch 
davonfährt. 

Fazit der Wanderung
Für die doch abschnittsweise 
recht steile Wanderung benö-
tigt man knapp 2,5 Stunden legt 
einen Weg von rund 8,5 Kilome-
tern zurück. Dabei wird man je-
doch mit spektakulären Ausbli-
cken belohnt. 

Durch  die gut ausgebauten 
Wege und Forststraßen ha-
ben aber auch Mountainbiker, 
denen man am Weg immer wie-
der begegnet, ihre Freude. Das 
Höllensteinhaus ist vor allem 
im Sommer auch Ziel von Weit-
wanderern und Wallfahrern.

Gutschein-Aktion für Mitglieder 
der Mietervereinigung
Für Mitglieder der Mietervereinigung gibt es im Zuge einer 
Sommeraktion pro Gutschein einen Gratis-Eintritt für eine 
Person in das Sport- und Freizeitzentrum der Naturfreunde 
an der Alten Donau.
So kommen Sie zu Ihrem Gratis-Eintritt:
Gutschein an der Linie ausschneiden und beim Sport- und 
Freizeittrentrum der Naturfreunde vorzeigen.
Gutschein-Code: MIV2-0674589-MUJM
Adresse: Sport- und Freizeitzentrum »Alte Donau« 
An der unteren Alten Donau 51, 1220 Wien
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Zeitdruck für Innovationen
Der knappe Zeitrahmen bis zum 
Verbrenner-Aus soll vor allem 
weiter Druck auf die Automobil-
industrie machen, die ihre Pro-
duktion bereits großflächig auf 
die Herstellung von Elektrofahr-
zeugen umstellt. Emissionsfreie 
Autos könnten durch die An-
kurbelung des Markts deutlich 
günstiger werden und auch zu 
einem größeren Gebrauchtwa-
genmarkt führen. Für die meis-
ten von uns wird das Verbot von 
Diesel- und Benzinantrieben 
vorerst noch keine Veränderung 

bringen. Denn bereits zugelas-
sene Fahrzeuge sind nicht be-
troffen. Rein logistisch wäre es 
auch gar nicht möglich die Mas-
se von rund 250 Millionen Autos 
im Zeitrahmen von 12 Jahren 
gegen umweltfreundliche Alter-
nativen auszutauschen.

Zukunftstreibstoff Wasserstoff
Für den privaten Verkehr hat die 
EU-Kommission bisher stark auf 
den Ausbau der Elektromobili-
tät gesetzt, doch das reine Elekt-
roauto stößt auf Skepsis. Wegen 
der hohen Anschaffungskosten, 
geringer Reichweite und feh-
lender Infrastruktur zum Auf-
laden sind jährlich nur weniger 
als drei Prozent der Neuzulas-
sungen in Österreich E-Autos. 
Doch auch das soll sich än-
dern – die EU beschloss dieses 
Jahr den verpflichtenden Aus-
bau der Infrastruktur für alter-
native Kraftstoffe, was dazu füh-
ren wird, dass ab 2026 mindes-
tens alle 60 km eine Ladesäule 
auf Autobahnen zu finden sein 
muss. Synthetische Kraftstoffe 
hingegen, die ursprünglich von 
der EU-Kommission nur für die 
Industrie, sowie den Schiff- und 
Luftverkehr in Betracht gezogen 
wurden, weil dort nicht elektri-
fiziert werden kann, sollen nun 
wegen der einfachen Umrüs-
tung in bestehende Motoren als 

ie Teuerung ist für Euro-
pas Klimaschutzmaßnah-
men Antrieb und Bremse 

zugleich. Wo es geht, versuchen 
Haushalte aus der Abhängig-
keit zu fossilen Energieformen 
zu kommen. Das hat zu einem 
derartigen Boom bei Solar- und 
Photovoltaikanlagen geführt, 
dass die Branche der Nachfrage 
kaum nachkommt. Ganz anders 
verläuft die Entwicklung bei der 
Mobilität. Anschaffung und Er-
halt eines Fahrzeugs kosten 
heuer doppelt so viel wie noch 
im Vorjahr. Das bremst den Ver-
kauf von Verbrenner-, aber auch 
von Elektro- und Hybridautos. 
Trotzdem hat das für 2035 be-
schlossene Ende der Diesel- 
und Benzinmotoren in Europa 
einiges ins Rollen gebracht. 

»Wir alle werden 2050 komplett 
anders unterwegs sein als jetzt. 
Da konkurrieren nicht nur ver-
schiedene Antriebsarten mitei-
nander. Der öffentliche Verkehr 
gewinnt ebenso an Bedeutung, 
wie geteilte und automatisierte 
Mobilität«, ist Europaabgeord-
neter Hannes Heide überzeugt. 
Modelle für selbstfahrende Bus-
se, die den Erhalt vieler Strecken 
trotz Personalmangel ermögli-
chen würden und Ideen zu Car-
sharing-Modellen sind vieler-
orts aber noch Zukunftsmusik.

Können wir uns Klima-
schutz noch leisten?
Ein Fünftel der Österreicher gilt aufgrund der Rekordinflation als 
armutsgefährdet. Hohe Energiekosten und die Teuerung der Mobilität 
belasten die Menschen zusätzlich. Nun sorgt das Europäische Parla-
ment mit dem Beschluss des Klimasozialfonds für mehr soziale Ge-
rechtigkeit im grünen Wandel. 

Hannes Heide
ist Abgeordneter 
für die sozialdemo-
kratische Fraktion 
im Europäischen 
Parlament.

D

E-Bike Verleih in Wien: Die Fahrradstrategie des 
Europäischen Parlaments möchte die Mehrwert-
steuer auf den Fahrradverleih senken. Fo
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Können wir uns Klima-
schutz noch leisten?
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schnelle Lösung für Jedermann 
gelten. Nach einer Blockade ei-
niger Mitgliedsländer, die das 
gesamte Verbot von Verbrenner-
motoren zu kippen drohte, blei-
ben klimaneutral erzeugte syn-
thetische Kraftstoffe nun weiter-
hin erlaubt. Doch niemand weiß, 
wo die Unmengen an klimaneu-
tral erzeugtem Wasserstoff kom-
men sollen, der als Basis für die 
sogenannten E-Fuels dient und 
die für Millionen an Fahrzeugen 
nötig wären. »Ich bin überzeugt, 
jede nachhaltige Antriebsart hat 
ihre Berechtigung und wird in 
den kommenden Jahren alltags-
tauglicher werden. Die Bedürf-
nisse im öffentlichen Verkehr, in 
den Regionen und im urbanen 
Raum sind so unterschiedlich, 
dass verschiedene Lösungsmo-
delle nötig sind«, sagt Heide, der 
im Regionalausschuss des Euro-
päischen Parlaments besonders 
die Umsetzung klimaschonen-
der Mobilitätskonzepte im länd-
lichen Raum einfordert. 

Radeln für das Klima
Das Europäische Parlament 
sieht auch in der Fahrradnut-
zung Potenzial für die Reduktion 
von Abgasen. Die Hälfte aller in 
Europa mit dem Auto zurückge-
legten Strecken sind kürzer als 
fünf Kilometer und würden sich 
ideal für das Rad eignen. 

Die Fahrradstrategie der EU 
sieht deshalb mehr Radwege 
und Stellplätze für Fahrräder 
und die Senkung der Mehrwert-
steuer auf den Einkauf von Tei-
len, den Verleih und die Repara-
tur von Fahrrädern und E-Bikes 

vor. Das soll die Fahrradindust-
rie ankurbeln und die Radnut-
zung in Europa bis 2030 ver-
doppeln. Die Investitionen in 
den Radverkehr klaffen in Euro-
pa weit auseinander: von etwa 
130 Euro pro Kopf/Jahr im nie-
derländischen Utrecht über 70 
Euro in Oslo bis 2,30 Euro in 
München. In Wien werden jähr-
lich rund 10 Euro pro Kopf in die 
Infrastruktur für den Radverkehr 
gesteckt und in Linz sind heuer 
nur 4 Euro geplant. 

Wohnbau nur mehr mit Solar
Um bis 2050 die Klimaneutralität 
zu erreichen, hat die EU auch für 
den Immobilienbereich neue 
Richtlinien beschlossen. Der 
Energieverbrauch von Gebäu-
den soll sinken. Alle Neubauten 
sollen deshalb ab 2028 mit So-
laranlagen ausgestattet werden 
und bis 2050 sogar klimaneutral 
sein. Doch die Teuerung stellt 
viele Menschen in Europa vor 
das Problem, dass am Ende des 
Monats das Geld nicht für die 
Miete, die Energiekosten oder 
den Lebensmitteleinkauf reicht. 
Um Investitionen und zusätzli-
che Belastungen durch Klima-
schutzmaßnahmen für Haus-
halte mit geringen Einkommen, 
Pendler und kleine Unterneh-
men abzufedern, wurde im 
Europäischen Parlament der 
Klimasozialfonds beschlossen. 
»Ambitionierter Klimaschutz 

Digi Bus in Koppl (Salzburg): Selbstfahrende 
Busse als Chance für Orte, wo die Anbindung an 
den öffentlichen Verkehr nicht rentabel ist. 

ist das wichtigste Ziel unserer 
Generation, aber er muss soli-
darisch sein. Der Klimasozial-
fonds ist ein Ausgleichsinstru-
ment, das mit direkten Beihil-
fen unterstützen wird«, kündigt 
Heide an.
 
Globales Vorbild Europa
Die Klimamaßnahmen der EU 
beschränken sich auch nicht 
nur auf den Verkehr, der rund 
25 Prozent der Emissionen in 
verursacht. »Dort wo die Men-
schen auf das eigene Auto ange-
wiesen sind, ist der Erhalt und 
Ausbau des öffentlichen Ver-
kehrs genauso wichtig wie lo-
kale Arbeitsplätze, und Angebo-
te für Bildung, Kinderbetreuung 
und medizinische Versorgung«, 
sagt Heide. Der grüne Wandel 
wird ebenso in der Industrie 
und durch eine möglichst ge-
schlossene Kreislaufwirtschaft 
gefördert. Das Recht auf Repara-
tur und ein Verbot von absicht-
lich eingebauten Sollbruchstel-
len soll den Elektroschrott in 
Europa reduzieren. Der Über-
gang zu alternativen Antriebsar-
ten und mehr Reparaturdienst-
leistern kann mit entsprechen-
der Förderung in Europa ein 
Wirtschaftsfaktor werden und 
viele neue, hochwertige Arbeits-
plätze schaffen. Die EU versucht 
außerdem dem Wildwuchs 
an Klimasiegeln Herr zu wer-
den, die Umweltfreundlichkeit 
versprechen, aber häufig nicht 
mehr als Marketing sind. Be-
griffe wie »klimaneutral« oder 
»ökologisch« sollen bald nicht 
mehr ohne detaillierten Nach-
weis verwendet werden dürfen 
und nur mit einer offiziellen be-
hördlichen Zertifizierung auf 
Produktverpackungen kommen. 
»Europa kann die Klimakrise 
bestimmt nicht allein abwen-
den. Wir brauchen einen glo-
balen Willen in allen Bereichen 
die CO2-Werte zu reduzieren«, 
appelliert Heide. Doch euro-
päische Beschlüsse zum Klima-
schutz haben, wie schon zuvor 
beim Datenschutz, eine wichti-
ge globale Vorbildwirkung.

Anschaffung und Erhalt eines Autos kosten heuer 
doppelt so viel wie im Vorjahr.
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FAIR WOHNEN FALLINTERN

Schauplatz MVÖ
Experten aus dem Team der Mietervereinigung 
Österreichs stehen Hilfesuchenden in Rechtsfragen 
zur Seite und berichten über Aktuelles.
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Ö

Wien

Am 22. März herrschte Klar-
heit: Die, auch von der MVÖ, 
geforderte, Mietpreisbremse 
wird nicht kommen. Die Regie-
rung einigte sich auf eine Auf-
stockung des Wohnkostenzu-
schusses. Die Expertenmeinung 
von MVÖ-Vizepräsidentin Elke 
Hanel-Torsch war von sämtli-
chen relevanten TV-Stationen 
und Tageszeitungen gefragt.

Interview-
Marathon zur 
Mietpreisbremse

Interview im Zuge einer Reportage für Puls4.

Wien

Sitzung in der 
BO Hernals

TV-Interview mit dem Team vom ServusTV.

Puls24 zu Gast in der MVÖ-Zentrale in Wien. Hanel-Torsch bei einem Interview für ORF konkret.

Interview-Marathon nach Bekanntwerden der geplatzten Mietpreisbremse. Elke Hanel-Torsch meldete sich zu Wort.

Die Hauptversammlung der Be-
zirksorganisation Hernals findet 
am Donnerstag, den 29.6.2023, 
um 17.30 Uhr in der Kalvarien-
berggasse 28A statt.
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Interview im Zuge einer Reportage für Puls4.

Diskussion

Am 27. März war  Elke Hanel-
Torsch, Vorsitzende der MVÖ 
Wien, bei einer Podiumsdiskus-
sion am Juridicum zum Thema 
»Wohnen als Luxus?« zu Gast.

Reichen die Maßnahmen der 
Regierung am Wohnungsmarkt 
nach Absage der Mietpreis-
bremse aus? »Nein, denn das 
Wohnen ist für viele nicht mehr 
leistbar«, meinte Hanel-Torsch 

Podiumsdiskussion: Rechtspanorama 
zum Thema »Wohnen als Luxus?«

Energie-Tag 
im Amtshaus 
Margareten

Wien

Beim Energie-Tag im Amtshaus 
Wien-Margareten wurde die ak-
tuelle Teuerung thematisiert. 
Auch Angebote wurden vorge-
stellt, an die man sich wenden 
kann, um Energie zu sparen bzw. 
den Alltag klimaschonender zu 
gestalten. Mit dabei waren auch 
die Expertinnen der Mieterver-
einigung, Elke Hanel-Torsch 
und Marisa Herzog-Perchtold. 

Elke Hanel-Torsch, Vorsitzende der Mietervereinigung Wien, (3. v.l.) bei der Podiumsdiskussion der »Presse«.

Elke Hanel-Torsch und Marisa Herzog-Perchtold beim Energie-Tag.

International

Zur Intensivierung der Zusam-
menarbeit in mietrechtlichen 
Fragen: Kanadierin Véronique 

»Frapru«: Besuch aus Kanada in Wien

in der Diskussion mit Helmut 
Ettl (Vorstand Finanzmarktauf-
sicht), Helmut Ofner (Professor 
für Zivilrecht an der Uni Wien), 
Louis Obrowsky (Präsident des 
VII), Wolfgang Schwarzbauer 
(Leiter des Forschungsbereichs 
Außenwirtschaft und regionale 
Wirtschaftspolitik bei EcoAus-
tria) und Alexander Stegbauer 
(Leiter "Raiffeisen Wien. Meine 
Stadtbank).

Laflamme von der Organisation 
»Frapru« aus Quebec war zu Gast 
bei der MVÖ in Wien.

MVÖ-Expertin Marisa Herzog-Perchtold mit Véronique Laflamme.
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Servicestellen 
in Österreich
Wien
Zentrale Servicestelle 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
Tel: 050 195-3000 Fax: 050 195-93000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Montag und Mittwoch 8.30 bis 19.00 Uhr 
Dienstag und Donnerstag von 8.30 bis 
17.00 Uhr, Freitag von 8.30 bis 14.00 Uhr 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1020 Leopoldstadt / 1200 Brigittenau 
Praterstern 1, 1. Stock
Telefon: 01/2142310-24
Mail: leopoldstadt@mietervereinigung.at
Sprechstunden: Dienstag 16.00-17.00 Uhr,
Mittwoch 13.30-15.00 Uhr

1040 Wieden,1050 Margareten und 
1060 Mariahilf 
Spengergasse 30–32, 1050 Wien 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1090 Alsergrund
Salzergasse 22
Tel: 01/53427-1090
Mail: alsergrund@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1100 Favoriten 
Jagdgasse 1B/1. Stock
Telefon: 0664/4365156 von Mo-Fr von 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Fax: 01/603 68 12 
Mail: favoriten@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1110 Simmering 
Alt Simmeringer Weinschenke Fam. Pfeif-
fer, Kaiser-Ebersdorfer-Straße 42, 
1110 Wien - Telefon: 01/749 05 41 
Mail: simmering@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1120 Meidling 
Ruckergasse 40
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1130 Hietzing 
Wolkersbergenstraße 170
Tel: 0664/3615135 
Mail: hietzing@mietervereinigung.at 

1140 Penzing 
Linzer Straße 297 
Tel: 050 195-3000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1150 Rudolfsheim-Fünfhaus 
Mareschplatz 5
Tel: 0676/6017756 
Mail: rudolfsheim-fuenfhaus@ 
mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1160 Ottakring 
Schuhmeierplatz 17–18
Tel: 01/493 16 88 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1170 Hernals 
SPÖ-Obmannzimmer, Kalvarienbergg. 28A 
Tel: 050 195-2002, Fax: 050 195-92002 
Mail: hernals@mietervereinigung.at 
Nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung.

1180 Währing/1190 Döbling 
Billrothstr. 34
Tel: 01/3684279-17, Mail: waehring- 
doebling@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1210 Floridsdorf 
Reichsratsstraße 15
Tel: 050 195-3000, Fax: 050 195-93000
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1220 Donaustadt 
Donaufelder Str. 259, Tel: 01/203 76 94
Mail: donaustadt@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung
 
1230 Liesing 
HdB Liesing, Liesinger Platz 3, 2. Stock 
Tel: 0660/463 90 27 
Mail: liesing@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

Niederösterreich 
Landessekretariat NÖ 
3100 St. Pölten
Niederösterreichring 1 A Tel: 02742/225 
53 33, Fax: 02742/225 53 35 Mail: 
niederoesterreich@mietervereinigung.at  
Telefonisch erreichbar von Montag bis 
Donnerstag von 8.30 bis 13.00 Uhr sowie 
Freitag von 8.30 bis 12.30 Uhr.
Sprechstunden nur nach vorheriger tele-
fonischer Vereinbarung
 
Termine in den Außenstellen nur nach 
vorheriger telefonischer Terminvereinba-
rung unter 02742/225 53 33 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
2340 Mödling, Hauptstraße 42a 
2700 Wr. Neustadt, Wienerstraße 42 
3300 Amstetten, Rathausstraße 1 
3502 Krems/Lerchenfeld, Hofrat-Erben-Str. 1 

Burgenland 
Die Beratungen finden in den Außenstel-
len Wiener Neustadt und Mödling sowie 
in der Zentrale der MVÖ statt. 
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Steiermark 
LANDESGESCHÄFTSSTELLE 
GRAZ 
8020 Graz , Feuerbachgasse 1 
Öffnungszeiten: Montag bis 
Freitag von 8 bis 12 Uhr 
Tel: 050195-4300, 
Fax: 050195-94300
Mail: steiermark@mietervereinigung.at 
Homepage: www.mietervereinigung.at                                                                                                
Rat und Hilfe in allen Wohnrechtsfragen! 

REGION WEST 
8940 Liezen 
AK Ausseerstraße 42, Terminvereinba-
rung unter Tel: 05-7799-4000 notwendig;
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 10.00–12.00 Uhr
Termine: 17. Juli, 21. August, 18. September

8793 Trofaiach 
Stadtgemeindeamt, Luchinettigasse 9
Besprechungszimmer 1. Stock
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr 
Termine: 18. Juli, August Urlaub, 
19. September

8790 Eisenerz 
Sprechstunden nach telefonischer Verein-
barung mit Frau Kornelia Hammer unter 
0676/6882863

8700 Leoben 
SPÖ Regionalbüro, Hauptplatz 9/1
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 18. Juli, August Urlaub, 
19. September

REGION SÜD-WEST 
8430 Leibnitz 
Karl-Morre-Straße 8 (Servicebüro der SPÖ)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.30-11.30 Uhr 
Termine: 11. Juli, August Urlaub, 
12. September

8530 Deutschlandsberg 
Rathausgasse 3 (Arbeiterkammer)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–11.00 Uhr 
Termine: 13. Juli, August Urlaub, 
14. September

8580 Köflach 
Feldgasse 24
Sprechstunden: 14.00–15.30 Uhr 
Termine:  20. Juli, August Urlaub, 21. Septem-
ber und nach telefonischer Vereinbarung 
unter 0676/6062434

REGION MURTAL 
8740 Zeltweg 
ÖGB / AK Gebäude, Hauptstraße 82
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 11.30–13.00 Uhr
Termine: 18. Juli, August Urlaub, 
19. September

REGION OST 
8160 Weiz 
Stadtservice Weiz
Rathausgasse 3, (EG Kunsthaus)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr
Termine: 24. Juli, August Urlaub, 
25. September

8280 Fürstenfeld 
Rathaus Fürstenfeld – Besprechungszim-
mer Augustinerplatz 1
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 11.30–12.30 Uhr 
Termine 2023: 24. Juli, 25. September

8330 Feldbach 
Ringstraße 5, Arbeiterkammer 1. Stock
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine 2023: 24. Juli, 25. September

REGION NORD 
8600 Bruck an der Mur 
ÖGB/AK Gebäude, Schillerstraße 22
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 9.15 bis 10.45 Uhr
Termine: 4. Juli, August Urlaub, 
5. September

STUDENTEN: 
Sprechstunden an der 
Österreichischen Hochschülerschaft 
8010 Graz, Schubertstraße 6, 1. Stock 
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 14. Juni, 12. Juli, 9. August

Salzburg 
5020 Salzburg, Wartelsteinstraße 1 
Persönliche Beratungen: 22. Juni, 20. Juli, 
24. August, 21. September – jeweils 10.00–
13.00 Uhr , Anmeldung nicht erforderlich! 
Mail: salzburg@mietervereinigung.at 
Tel: 050195-2003 , Fax: 050195-9 2003 
Bürozeiten: Mo 9.30–12.30 Uhr, Do 14.00–
17.00 Uhr

Kärnten 
Derzeit nur telefonische Beratung bzw. 
Schriftverkehr. Tel: 050 195-2003, 
Fax: 050 195-92003 
Mail: kaernten@mietervereinigung.at

Oberösterreich 
Landessekretariat 
4020 Linz, Noßbergerstraße 11 
Tel: 0732/77 32 29, Fax: 0732/79 44 61 
Mail: oberoesterreich@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Fr 8.30-12.00 Uhr, Mo 
und Mi auch 14.00-16.30 Uhr, Terminver-
einbarung ist notwendig. Für fremdspra-
chige Ratsuchende stehen 14-tägig jeweils 
am Donnerstag von 16.00 bis 18.00 Uhr 
beim Verein »Migrare - Zentrum für Mig-
rantInnen OÖ«, Bulgariplatz 12, 4. und 
5. Stock , 4020 Linz, Tel: 0732/667363 ein 
Dolmetsch sowie ein/e JuristIn der Mie-
tervereinigung zur Verfügung.  

4320 Perg 
Herrenstraße 20/9,  Tel: 05/7726-2500 
Öffnungszeiten: Sprechtage nach Bedarf 
und telefonischer Vereinbarung 

4400 Steyr 
Leopold-Werndl-Straße 10/1. Stock 
Tel: 05/7726–1200, Öffnungszeiten: 14- tä-
gig jeweils am Do von 16.30 bis 18.00 Uhr

4600 Wels 
Kaiser-Josef-Platz 23-25 
Telefon: 05/7726-4611
Öffnungszeiten: Di 8.00 bis 12.00 Uhr 

4810 Gmunden 
Herakhstraße 15 B (Arbeiterkammer) 
Öffnungszeiten: jeden 2. Montag des 
Monats von 14.00 bis 16.00 Uhr

4840 Vöcklabruck 
Parkstraße 27, Tel: 05/7726 1400 
Öffnungszeiten: jeden 1. Di im Monat 9.00 
bis 11.00 Uhr, telefonische Voranmeldung

Tirol 
Landessekretariat 
6020 Innsbruck, Adamgasse 9 
Tel: 0512/58 24 31, Fax: 0512/58 24 31-14 
E-Mail: tirol@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Fr 10.00–12.00 Uhr 
und Di 17.00–19.00 Uhr, um tel. Termin-
vereinbarung wird gebeten.

Vorarlberg
Landessekretariat 
6900 Bregenz 
Tel: 05574/582 36 20, Fax: 050 195-94550 
Mail: vorarlberg@mietervereinigung.at 
Montag bis Donnerstag 9.00–11.00 Uhr
(nur mit telefonischer Voranmeldung)
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ANTWORT

FRAGEFRAGE FRAGE
Ich wohne seit 5 Jahren in einer befris-
teten Altbauwohnung. Der Mietver-
trag läuft Ende September 2023 aus. 
Mein Mietzins erscheint mir deutlich 
zu hoch zu sein. Ich habe von einer Be-
kannten gehört, dass man den Miet-
zins nur drei Jahre ab Mitzinsvereinba-
rung überprüfen lassen kann. Stimmt 
das?

Bei unbefristeten Mietverträgen ist 
es tatsächlich so, dass man den Miet-
zins innerhalb von 3 Jahren überprü-
fen lassen muss (mittels Antrag bei 
der Schlichtungsstelle bzw. Bezirksge-
richt). Bei befristeten Mietverhältnis-
sen endet die Anfechtungsfrist sechs 
Monate nach Auflösung des Mietver-
hältnis bzw. dessen Umwandlung in 
ein unbefristetes Mietverhältnis. Sie 
haben also bis Ende März 2024 Zeit. 
Allerdings empfiehlt es sich nicht bis 
zur letzten Sekunde zu warten, da 
manchmal noch einige Dinge abge-
klärt werden müssen. 

Ich habe letzte Woche die Betriebs-
kostenabrechnung für das Jahr 2022 
erhalten. Darin enthalten ist die Posi-
tion »Entrümpelung«. Ich vermute, 
dass hier Kellerabteile von ausgezoge-
nen Mieter:innen entrümpelt wurden. 
Müssen tatsächlich wir verbleibenden 
diese Kosten zahlen?

Entrümpelungskosten können nur 
dann in die Betriebskostenabrech-
nung aufgenommen werden, wenn 
sogenanntes »herrenloses Gut« ent-
rümpelt wurde. Als herrenloses Gut 
bezeichnet man Gegenstände, die 
niemandem zugeordnet werden kön-
nen. Wenn tatsächlich Kellerabtei-
le von ehemaligen Mieter:innen ge-
räumt wurden, dann sind die Kosten 
dafür an die Verursacher weiter zu ver-
rechnen.  Sie sollten zunächst die ent-
sprechenden Belege von der Hausver-
waltung anfordern. Wenn sich Ihr Ver-
dacht bestätigt, so können wir für Sie 
ein Verfahren vor der Schlichtungs-
stelle einleiten.

Sie haben konkrete Fragen rund ums Wohnen? 
Die Wohnrechts-Experten der Mietervereinigung 
Österreichs geben gerne Auskünfte.

Wie ist das eigentlich?
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ANTWORT

Meine Lebensgefährtin ist zu mir in 
die Wohnung gezogen.  Wenn mir et-
was passiert, kann sie dann in der 
Wohnung bleiben?

Gem. § 14 Mietrechtsgesetz kann im 
Todesfall auch die Lebensgefährtin 
in den Mietvertrag eintreten. Als Le-
bensgefährtin wird laut Gesetz defi-
niert, wer mit dem bisherigen Mieter  
bis zu dessen Tod mindestens 3 Jahre  
hindurch in der Wohnung in einer in 
wirtschaftlichen Hinsicht gleich einer 
Ehe eingerichteten Haushaltsgemein-
schaft gelebt hat. Wenn die Vorausset-
zungen erfüllt sind, muss der Vermie-
ter den Eintritt akzeptieren.

ANTWORT



BLICK IN DIE GESCHICHTE – AUS DEM MVÖ-MAGAZIN 1958
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Garantiert gut beraten und gut vertreten.

bei der Mietervereinigung Wien
Mitglieder der Mietervereinigung Wien können sich ab sofort von Mitglieder der Mietervereinigung Wien können sich ab sofort von 

unabhängigen Expertinnen und Experten kostenfrei beraten lassen. unabhängigen Expertinnen und Experten kostenfrei beraten lassen. 

JETZT NEU

Energieberatung



MAL  
MICH  AN

FÜR KINDER AB 2 JAHREN ZUM 

© JEAN GENIE

AUSMALEN, KRITZELN ODER SELBER ZEICHNEN



Alle Rechte vorbehalten durch starfish Communications gmbh, Annagasse 3a/35, 1010 Wien

eISBN 978-3-903054-88-2
STARFISH COMMUNICATIONS GMBH
ANNAGASSE 3A/35
1010 WIEN



Das bin ich
EIN GENIE NAMENS JEAN

Als Zeichner, Maler und Cartoonist
lasse ich mich, Christian Feichtinger, alias 

Jean Génie, mit voller Wucht, Dynamik und 
künstlerischer Präzision von „NoName“, 

meinem Katerchen, leiten, dirigieren
und inspirieren. NoName maunzte

einst: „Zeichne ein Kinderbuch,  
Jean Génie“, und plopp entstand  
z.B. die „Kugelkatze am Strand“. 

Die „Kugelkatze“ wird hoffentlich schon 
bald von der Leopoldstadt, dem  

wahrscheinlich schönsten Bezirk der 
lebenswertesten Stadt der Welt, aus,  

 selbige erobern. 
Nicht nur als erwachsenentaugliches

Kinderbuch, respektive kindertaugliches
Erwachsenenbuch, sondern auch auf  

Produkten, wie z.B. Kindertrinkflascherl,
Bierkrügerl oder T-Shirts – mit kugelkatzigen 

Motiven wird diese verewigt. 
„As you like“, ist ein Ausspruch, der euch 
animieren soll, eigene Wege zu gehen und 

Kreativität zu leben. 

Ich wünsche euch daher viel Spaß 
beim Malen und Kreativsein.
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ZWEI DINGE SIND AUF DEM RECHTEN BILD  
VERSCHWUNDEN. ENDECKST DU SIE?
MALE SIE BITTE WIEDER DAZU.
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OJE, JETZT HAT MIR DOCH TATSÄCHLICH JEMAND  
MEINE BLUME GEKLAUT.
MAGST DU MIR VIELLEICHT EINE SCHÖNE  
NEUE BLUME ZEICHNEN?
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WO WOHNT DENN DER PILZ? FLIEGT ER VIELLEICHT GERADE  
HERUM, UM SEIN ZUHAUSE ZU FINDEN?
KANNST DU IHM VIELLEICHT EINE GRÜNE BLUMENWIESE MALEN, 
DAMIT ER AUCH GUT LANDET?



JA, WO IST DENN DER KOPF VON DER GIRAFFE HIN?
KANNST DU SCHON EINE GIRAFFE MALEN?
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JETZT HAB ICH DEN BALLON VERLOREN, KANNST  
DU MIR EINEN NEUEN ZEICHNEN?



WAS IST DENN MIT DEM DINO LOS,  
HAT ER VIELLEICHT HUNGER?  
WAS GLAUBST DU DENN, WAS DER 
DINO JETZT GERNE ESSEN WÜRDE?
MALE DEIN LIEBLINGSESSEN  
AUF DIESE SEITE.

MAL 
MICH 
AN





MAL 
MICH 
AN



QUACK, BOAH DIESE ENTE KANN IHREN SCHNABEL  
ABER WEIT AUFMACHEN.
HAST DU SCHON MAL EINE ENTE GEZEICHNET?



MAL 
MICH 
AN



GRUSELIG, WEN HAT DENN DIESER GEIST ERSCHRECKT?
WARST DU ES ETWA? MALE EIN LUSTIGES  
GESICHT AUF DIESES BLATT.



HIER KANNST DU SELBST KREATIV SEIN UND  
DICH KÜNSTLERISCH SO RICHTIG AUSTOBEN  
UND ZEIGEN, WAS IN DIR STECKT!



MAL 
MICH 
AN



MAL 
MICH 
AN



DER SCHMETTERLING SCHAUT ABER TRAURIG AUS, VIELLEICHT 
MAGST DU IHM EIN PAAR BLUMEN MALEN?



MAL 
MICH 
AN



LIEBST DU EIS AUCH SO WIE ICH?
WELCHE SIND DEINE LIEBLINGSEISSORTEN? 
VIELLEICHT MÖGEN DIE SCHNECKEN JA AUCH EIN EIS?



HALLO – DER MARIENKÄFER HAT ENDLICH SEINE  
FREUNDE WIEDER GEFUNDEN. HAST DU SCHON  
MAL EINEN MARIENKÄFER GEMALT?





MAL 
MICH 
AN





MAL 
MICH 
AN



JETZT BIN ICH SO SCHNELL  
GELAUFEN UND HAB MEINEN  
LIEBLINGSHUT VERLOREN.
KANNST DU MIR BITTE EINEN 
NEUEN ZEICHNEN?



MAL 
MICH 
AN





MAL 
MICH 
AN



AUF EINER KAROTTE ZUM MOND FLIEGEN?
WELCHES OBST ODER GEMÜSE ISST DU DENN AM LIEBSTEN?
MALE ES HIER HIN.



ÖHA, DER FISCH BRAUCHT DRINGEND EINEN TEICH, WO ER  
REINSPRINGEN KANN. KANNST DU IHM VIELLEICHT HELFEN?



MAL 
MICH 
AN



MAL 
MICH 
AN



EINE TANZENDE BANANE, WIE LUSTIG.
HAST DU SCHON MAL EINE BANANE GEZEICHNET?



MAL 
MICH 
AN



WAS IST DENN MIT DEM SCHWEINCHEN LOS?
SCHWEINE LIEBEN ES SICH IM SCHLAMM ZU BADEN.
KANNST DU HIER EIN SCHLAMM-BAD MALEN, DAMIT DAS 
SCHWEIN WEICH LANDET?



WAS MACHT DENN DIE SCHNECKE DA, 
WO KRIECHT SIE DENN HIN?
MALE DAS BILD ZU ENDE.MAL 

MICH 
AN



MAL 
MICH 
AN

WAS IST DAS DENN FÜR EIN TIER, KANNST  
DU ES ERKENNEN?



MAL 
MICH 
AN





SO EINE HÜBSCHE BLUME.
WIE SCHAUT DENN DEINE LIEBLINGSBLUME AUS?



MAL 
MICH 
AN




